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Liebe Kollegin, lieber Kollege,

Sie halten die aktualisierte Neuauflage Ihres Kollektivvertrages in Händen. Darin sind wichtige An-
sprüche aus Ihrem Arbeitsverhältnis geregelt. Darunter auch solche, auf die es keinen gesetzlichen
Anspruch gibt, wie zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld.

Ein Kollektivvertrag

• schafft gleiche Mindeststandards bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen für alle Arbeit-
nehmerInnen einer Branche,

• verhindert, dass die ArbeitnehmerInnen zu deren Nachteil gegeneinander ausgespielt werden kön-
nen,

• schafft ein größeres Machtgleichgewicht zwischen ArbeitnehmerInnen und Arbeitgebern und

• sorgt für gleiche Wettbewerbsbedingungen zwischen den Unternehmen einer Branche.

Die Gewerkschaft GPA verhandelt jedes Jahr über 170 Kollektivverträge mit den zuständigen Arbeit-
geberverbänden. Damit ein neuer Kollektivvertrag abgeschlossen oder ein bestehender verbessert
werden kann, muss es inhaltlich zu einer Einigung kommen. Oft gelingt das erst nach mehreren Ver-
handlungsrunden, manchmal müssen wir als Gewerkschaft Druck bis hin zum Streik erzeugen. Als
Gewerkschaftsmitglied tragen Sie entscheidend zu jener Stärke bei, mit der wir Forderungen im Inte-
resse der ArbeitnehmerInnen durchsetzen können. Deshalb möchten wir uns bei dieser Gelegenheit
herzlich für Ihre Mitgliedschaft bedanken.

Sollten Sie zu Ihrem Kollektivvertrag oder Ihrem Arbeitsverhältnis Fragen haben, stehen wir Ihnen ger-
ne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Barbara Teiber, MA Karl Dürtscher
Vorsitzende Bundesgeschäftsführer

GPA Servicecenter:

Hotline: 05030121,
service@gpa.at, www.gpa.at, facebook/gpa

mailto:service@gpa.at
http://www.gpa.at
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KOLLEKTIVVERTRAG

des Österreichischen Roten Kreuzes

§ 1 Vertragschließende Parteien

Der Kollektivvertrag wird vereinbart zwischen dem

Österreichischen Roten Kreuz,
1041 Wien, Wiedner Hauptstraße 32,

einerseits

und dem

Österreichischen Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft GPA
Alfred-Dallinger-Platz 1, 1030 Wien und

Gewerkschaft VIDA,
Johann-Böhm-Platz 1, 1020 Wien,

andererseits.

§ 2 Geltungsbereich

Dieser Kollektivvertrag gilt

1. Fachlich:
für alle Betriebe in den Bereichen Rettungs- und Sani-
tätsdienst (inkl Krankentransportdienst), Blutspende-
dienst, Katastrophenhilfe sowie Gesundheits- und
Soziale Dienste, deren Eigentümer oder Mehrheits-
gesellschafter die ordentlichen Mitglieder des Öster-
reichischen Roten Kreuzes oder deren rechtlich selb-
ständige Untergliederungen sind, sowie sonstige
natürliche oder juristische Personen mit einer „Mit-

gliedschaft Arbeitgeber“ gemäß § 4 Abs 2 der Satzung
des Österreichischen Roten Kreuzes, ausgenommen
das St. Anna Kinderspital;

2. Persönlich:
für alle Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer der im
fachlichen Geltungsbereich angeführten Betriebe;

3. Örtlich:
für das gesamte Bundesgebiet Österreichs.

§ 3 Geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen

Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen werden
in diesem Kollektivvertrag jeweils die weibliche und
die männliche Form verwendet.

§ 4 Allgemeine Aufnahmebestimmungen

Als Voraussetzungen für die Beschäftigung gelten:

1. ein Lebensalter von mindestens 18 Jahren, ausge-
nommen Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in
Lehr- und Ausbildungsverhältnissen und Praktikan-
tinnen bzw Praktikanten,

2. die erforderliche körperliche und geistige Eignung,

3. die zur Erfüllung der Berufspflichten erforderliche
Vertrauenswürdigkeit und

4. die erfolgreiche Absolvierung der für die Verwen-
dung notwendigen Ausbildung.

§ 5 Dienstzettel

Alle Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer erhalten
unverzüglich nach Arbeitsbeginn bzw bei jeder inhalt-
lichen oder bezugsrechtlichen Änderung des Arbeits-

verhältnisses einen Dienstzettel gemäß § 2 Arbeitsvert-
ragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG) inhaltlich ent-
sprechend dem Muster in Beilage 2.
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§ 6 Verschwiegenheitspflicht

Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, das Dienstgeheimnis zu wahren. Dies gilt
für alle Angelegenheiten, die mit der Ausübung des
Dienstes in Zusammenhang stehen, und zwar einer-
seits für alle die Patientinnen bzw Patienten oder sons-
tigen versorgten und betreuten Personen betreffen-
den, andererseits alle organisationsbezogenen Infor-

mationen und Daten, die der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer im Rahmen des Dienstverhältnisses
bekannt werden. Diese Pflicht gilt auch über die Been-
digung des Dienstverhältnisses hinaus und kann nur
mit Zustimmung der Arbeitgeberin bzw des Arbeitge-
bers oder durch gerichtliche Anordnung aufgehoben
werden.

§ 7 Sorgfaltspflicht

(1) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, sich mit den Vorschriften der Arbeitgeberin
bzw des Arbeitgebers vertraut zu machen und diese
zu wahren. In Ausübung des Dienstes hat die Arbeit-
nehmerin bzw der Arbeitnehmer, soweit vorgesehen,
die vorgeschriebene Dienstkleidung zu tragen. Die Ar-
beitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat die ihm an-
vertrauten Kraftfahrzeuge, Geräte und sonstigen Ge-
genstände mit Sorgfalt zu behandeln und zu pflegen.

(2) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat das
Ansehen und die Interessen der Arbeitgeberin bzw des
Arbeitgebers durch untadeliges Benehmen zu wah-
ren. Die Wahrung der Menschenwürde sowie der Inte-
ressen aller betreuten Personen ist als oberster Grund-
satz in allen dienstlichen Belangen zu beachten.

§ 8 Alkohol- und Drogenmissbrauch

(1) In Ausübung des Dienstes ist der Genuss von alko-
holischen oder sonstigen die Arbeitsfähigkeit beein-
trächtigenden Substanzen strengstens untersagt. Die
Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat auch da-
rauf zu achten, dass sie ihren bzw er seinen Dienst stets
in arbeitsfähigem Zustand antritt.

(2) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, sich im Falle des Verdachtes einer Alkoholi-

sierung oder eines Drogenmissbrauches über Auffor-
derung der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers einem
Alko-Test bzw einer Untersuchung auf Drogen zu un-
terziehen, wobei die Arbeitgeberin bzw der Arbeitge-
ber die Kosten des geforderten Tests trägt. Das Recht
der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers, im Falle posi-
tiven Testergebnisses den Ersatz der Kosten von der
Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitnehmer zu begehren,
wird dadurch nicht beeinträchtigt.

§ 9 Aus-, Fort- und Weiterbildung

(1) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, an den von der Arbeitgeberin bzw vom Ar-
beitgeber angeordneten Kursen, Seminaren, Lehr-
gängen und Vorträgen teilzunehmen, soweit nicht be-
rücksichtigungswürdige Interessen der Arbeitnehme-
rin bzw des Arbeitnehmers der Teilnahme entgegen-
stehen. Sie bzw er hat den Nachweis der mit Erfolg ab-
gelegten Prüfungen, die nach Anordnung der Arbeit-
geberin bzw des Arbeitgebers für den Dienst erforder-
lich sind, zu erbringen.

(2) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber wird zur
ständigen Aus-, Fort- undWeiterbildung seiner Arbeit-
nehmerinnen bzw Arbeitnehmer im notwendigen Aus-
maß beitragen, sodass diesen stets alle erforderlichen
Kenntnisse zur Ausübung des Dienstes verfügbar sind.

(3) Soweit Schulungs- und Fortbildungsveranstaltun-
gen von der Arbeitgeberin bzw vom Arbeitgeber an-

geordnet und / oder gesetzlich vorgeschrieben wer-
den, sind diese als Arbeitszeit zu bezahlen und haben
nach Möglichkeit während der Normalarbeitszeit
stattzufinden.

(4) Eine Bildungskarenz oder -freistellung kann nach
den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen
gewährt werden.

(5) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber ist ver-
pflichtet, alle notwendigen Kosten zu tragen, die im
Zusammenhangmit von ihr / ihm angeordneten Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 stehen.

(6) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber hat die be-
absichtigte Heranziehung von Arbeitnehmerinnen
bzw Arbeitnehmern zu Schulungsmaßnahmen dem
Betriebsrat ehestmöglich mitzuteilen und über Verlan-
gen des Betriebsrates mit diesem zu beraten. Während

– 7 –



dieser Beratungen ist eine ihrem Zweck angemessene
Vertraulichkeit zu wahren.

§ 10 Urlaubsanspruch

(1) Der Urlaub richtet sich nach den jeweils geltenden
gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Begünstigte Behinderte im Sinne des § 2 Behinder-
teneinstellungsgesetzes haben in jedem Urlaubsjahr
Anspruch auf einen Sonderurlaub im Ausmaß von
2 Werktagen. Dieser Anspruch erhöht sich bei einer
Behinderung von 70% auf 3, ab 80% auf 6 Werktage.
Bei einem in diesem Urlaubsjahr angetretenen Kur-
aufenthalt, der im unmittelbaren Zusammenhang
mit der Behinderung steht, entfällt dieser Sonderur-
laub.

(3) Allen Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmern ge-
bührt für jedes Arbeitsjahr ein bezahlter Urlaub von
30 Werktagen/25 Arbeitstagen. Ab 1. 1. 2019 erhöht
sich das Urlaubsausmaß nach 10-jähriger Betriebszu-
gehörigkeit auf 32 Werktage/27 Arbeitstage, nach 15-

jähriger Betriebszugehörigkeit auf 34Werktage/29Ar-
beitstage und nach 20-jähriger Betriebszugehörigkeit
auf 36 Werktage/30 Arbeitstage. Diese Regelung gilt
als Vorgriff auf die Erhöhung des Urlaubs nach
25 Dienstjahren gemäß § 2 Urlaubsgesetz idgF. Bereits
bestehende günstigere Regelungen bleiben bestehen
und werden auf diese Regelung angerechnet.*)

*) Dies sind insbesondere

– die Regelungen der Betriebsvereinbarung vom 20.04.2006 für Be-
reiche ALÜ, DBO, GSD/HKP (ersetzt Regelungen der Grundsatzer-
klärung vom 01.01.2001 und der Betriebsvereinbarung vom
04.05.1992) des Österreichischen Roten Kreuzes, Landesverband
Steiermark,

– § 18 der Dienst- und Besoldungsordnung vom 01.01.1981 (Ände-
rung 01.07.2019) des Österreichischen Roten Kreuzes, Landesver-
band Burgenland,

– Punkt 8.3.2.4. des Anhanges für das Bundesland Wien,
– § 10 der Betriebsvereinbarung (BV) vom 19.01.1998 des Österrei-

chischen Roten Kreuzes, Landesverband Salzburg.

§ 11 Versetzungen und Verwendungsänderungen

Bei einer mehr als durchgehend drei Wochen dauern-
den Verwendung in einer höheren Tätigkeit ist für die
Dauer der Verwendungsänderung die Differenz der

Entgelte der beiden Verwendungsgruppen als Zulage
zu bezahlen. Im Übrigen gelten die einschlägigen ge-
setzlichen Bestimmungen.

§ 12 Arbeits- und Sicherheitskleidung

(1) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber hat die zur
Erfüllung der Dienstpflichten notwendige Arbeits- und
Sicherheitsbekleidung entsprechend den gesetzlichen
Vorschriften und allfälligen anwendbaren internen
Vorschriften oder Richtlinien der Arbeitgeberin bzw
des Arbeitgebers zur Verfügung zu stellen.

(2) Die Arbeitnehmerinnen und die Arbeitnehmer sind
verpflichtet, diese Kleidung sorgsam zu verwenden,
für die Reinigung auf Kosten der Arbeitgeberin bzw

des Arbeitgebers Sorge zu tragen und die Kleidung
entsprechend zu tragen.

(3) Über die Anzahl der den Arbeitnehmerinnen und
den Arbeitnehmern zur Verfügung zu stellenden Be-
kleidungsstücke und die Tragedauer sowie die Art
der Reinigung sind auf Betriebsvereinbarungsebene
entsprechend bedarfsorientierte Regelungen zu tref-
fen.

§ 13 Kündigungsfristen

(1) Die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber kann das
Dienstverhältnis durch vorherige Kündigung zum 15.
oder zum Letzten eines Kalendermonats lösen. Die
Kündigungsfrist beträgt in den ersten beiden Dienst-
jahren der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers
6 Wochen und erhöht sich
nach Vollendung des 2. Dienstjahres auf 2 Monate,
nach Vollendung des 5. Dienstjahres auf 3 Monate,
nach Vollendung des 15. Dienstjahres auf 4 Monate,

und nach Vollendung des 25. Dienstjahres auf 5Mona-
te.

(2) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann
das Dienstverhältnis unter Einhaltung einer einmona-
tigen Kündigungsfrist zum 15. oder zum Letzten eines
Kalendermonats lösen. Es kann vereinbart werden,
dass bei Führungs- bzw Schlüsselkräften diese Kündi-
gungsfrist bis zu einem halben Jahr ausgedehnt wer-
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den kann, doch darf die von der Arbeitgeberin bzw
dem Arbeitgeber einzuhaltende Frist nicht kürzer sein

als die mit der Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitnehmer
vereinbarte Kündigungsfrist.

§ 14 Allgemeine Bestimmungen

Für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gelten
das Arbeitsruhegesetz (ARG) und das Arbeitszeitgesetz
(AZG), ausgenommen jene Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die unter das Krankenanstalten-Ar-
beitszeitgesetz (KA-AZG) oder eventuelle sonstige

Sonderregelungen fallen, in der jeweils geltenden
Fassung. Die Nichtgeltung einzelner arbeitszeitrechtli-
cher Bestimmungen in außergewöhnlichen Fällen ex
lege bleibt davon unberührt.

§ 15 Wöchentliche bzw tägliche Arbeitszeit

(1) Die wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt
grundsätzlich 40 Stunden, die tägliche Normalarbeits-
zeit grundsätzlich 8 Stunden.

(2) Abweichend von der Regelung des AZG sind in die-
ser Normalarbeitszeit von der Arbeitgeberin bzw dem
Arbeitgeber bezahlte Pausen von je 30 Minuten pro
Arbeitstag enthalten, ausgenommen jene Bereiche,
für welche in den Anhängen andere Regelungen vor-
gesehen sind.

(3) Bei einer täglichen Arbeitszeit, die 6 Stunden nicht
überschreitet, wird diese Pause aliquot bemessen.

(4) Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgeber welche bis spä-
testens 31. 12. 2020 für alle von ihnen beschäftigten
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer bezahlte Pau-
sen entsprechend Abs 2 und Abs 3 einführen, können
ab diesem Zeitpunkt mittels Betriebsvereinbarung in
Abänderung zu § 20 Abs 2 einen 26-wöchigen (bzw
6-monatigen) Durchrechnungszeitraum vereinbaren.
Davon abgesehen gelten auch für solche Betriebsver-
einbarungen die Rahmenbedingungen des § 20 Abs 2.
Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgeber, die die Pausenre-
gelung des Abs 2 bereits in der Vergangenheit einge-

führt haben, können eine derartige Betriebsvereinba-
rung bereits ab 1. 7. 2017 abschließen. Für Teilzeitbe-
schäftigte gilt § 20 Abs 2 mit der Maßgabe, dass die
wöchentliche Normalarbeitszeit für die Zwecke der
26-wöchigen (bzw 6-monatigen) Durchrechnung um
höchstens 20% der im Arbeitsvertrag vereinbarten
wöchentlichen Arbeitszeit ausgedehnt werden kann.
Stunden, die über diese 20% hinausgehen, sind im
Folgemonat mit dem entsprechenden Zuschlag aus-
zubezahlen.

(5) Zusätzlich können diese Arbeitgeberinnen bzw Ar-
beitgeber mittels Betriebsvereinbarung für die Berei-
che Wohnungslosen- und Flüchtlingsbetreuung für
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, welche in der
Nacht zwischen 22 und 6 Uhr in einem eigenen Dienst-
zimmer und mit arbeitsmedizinischem Gutachten ei-
nen schlafenden Nachtdienst erbringen, eine gerin-
ger zu entlohnende Nachtarbeitsbereitschaft von
50% pro Stunde vereinbaren, wobei bei Arbeitsanfall
in der Nacht diese Zeit unterbrochen wird und jede
angefangene halbe Stunde voll zu entlohnen ist.

(6) Die Absätze 4 und 5 kommen frühestens ab
1. 7. 2017 zur Anwendung.

§ 16 Ruhezeit

(1) Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben
grundsätzlich Anspruch auf eine ununterbrochene,
11 Stunden tägliche und 36 Stunden wöchentliche, zu-
sammenhängende Ruhezeit.

(2) Aufgrund der Ermächtigung des § 12 Abs 2 AZG
wird die ununterbrochene Ruhezeit unter den dort an-
geführten Bedingungen in Einzelfällen auf mindestens
neun Stunden verkürzt.

Eine entsprechende Verkürzung der Ruhezeit ist in den
Bereichen

- Rettungs- und Sanitätsdienst (inkl Krankentran-
sportdienst) einschließlich Katastrophenhilfsdienst,

- Blutspendedienst

- Gesundheits- und Soziale Dienste

möglich.

Voraussetzung ist das Vorliegen einer Situation, die ei-
ne Verkürzung der Ruhezeit notwendig macht, insbe-
sondere unvorhergesehene Ereignisse (zB zeitkritische
Notfälle).
Zur Sicherstellung der Erholung der Arbeitnehmerin-
nen bzw der Arbeitnehmer sind mit Betriebsvereinba-
rung weitere Maßnahmen zu treffen, falls die Ruhezeit
weniger als 10 Stunden beträgt.
Diese Maßnahmen werden unter Beiziehung des ar-
beitsmedizinischen Dienstes festgelegt.
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(3) Bei einer Ruhezeitverkürzung unter 10 Stunden wird
der Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitnehmer zum Aus-
gleich ein Zeitguthaben im Ausmaß des 1,5-fachen
der Ruhezeitverkürzung gewährt. Dieses Zeitguthaben

wird innerhalb von 13 Wochen (bzw 3 Monaten) nach
den Wünschen der Arbeitnehmerin bzw des Arbeit-
nehmers verbraucht.

§ 17 Ruhezeit auf Reisen

(1) Ruhezeit bei Reisen mit Erholungsmöglichkeiten:
Aufgrund der Ermächtigung des § 20b Abs 3 AZG wird
festgelegt, dass ausreichende Erholungsmöglichkei-
ten, welche eine Verkürzung der täglichen Ruhezeit
erlauben, bestehen, sofern ein Aufenthalt in einer an-
gemessenen Unterkunft, während der Reisezeit ge-
währleistet ist.

(2) Ruhezeit bei Reisen ohne Erholungsmöglichkeiten:
Aufgrund der Ermächtigung des § 20b Abs 4 AZG wird
für den Fall, dass während der Reisezeit keine ausrei-
chenden Erholungsmöglichkeiten bestehen, unter den
dort und in § 20b Abs 5 AZG angeführten Bedingun-
gen (Verkürzung nur zweimal pro Kalenderwoche)
die tägliche Ruhezeit auf neun Stunden verkürzt.

§ 18 Dienstplanerstellung

Die Lage der Normalarbeitszeit und ihre Änderung ist
gemäß § 19c Abs 1 AZG zu vereinbaren. Abweichend
davon wird festgelegt, dass die Lage der Normalar-
beitszeit für die Bereiche Rettungs- und Sanitätsdienst
(inkl Krankentransportdienst), Gesundheits- und So-
ziale Dienste und Blutspendedienst, Aus-, Fort- und
Weiterbildung sowie für Betreuungseinrichtungen

der Flüchtlings- und Wohnungslosenhilfe jeweils zwei
Wochen im Vorhinein mittels Dienstplan bekannt ge-
geben wird. Für den vereinbarten Durchrechnungs-
zeitraum ist jeweils einen Monat im Voraus ein Rah-
mendienstplan zu erstellen, der die voraussichtliche
Diensteinteilung festlegt.

§ 19 Gleitende Arbeitszeit

Bei gleitender Arbeitszeit kann mittels Betriebsverein-
barung gemäß § 4b Abs 4 AZG die tägliche Normalar-

beitszeit auf 10 Stunden ausgedehnt werden (Beilage
1, Mustervereinbarung).

§ 20 Andere Verteilung der Normalarbeitszeit

(1) Einarbeitung von Fenstertagen:
Aufgrund der Ermächtigung des § 4 Abs 3 AZG wird
bestimmt, dass der Einarbeitungszeitraum gemäß § 4
Abs 2 AZG durch Betriebsvereinbarung über das im
§ 4 Abs 3 1. Satz AZG bestimmte Maß von 13 Wochen
verlängert werden kann.

(2) Ermächtigungen der Betriebsvereinbarungen:
Aufgrund der Ermächtigung des § 4 Abs 6 AZG wird
zugelassen, dass in Betriebsvereinbarungen Regelun-
gen über die Ausdehnung der Normalarbeitszeit nach
§ 4 Abs 6 und über die Übertragung von Zeitguthaben
nach § 4 Abs 7 AZG getroffen werden, wobei in einzel-
nen Wochen eines 13-wöchigen (bzw 3-monatigen)
Durchrechnungszeitraumes die Normalarbeitszeit
auf 45 Stunden und die tägliche Normalarbeitszeit
auf 10 Stunden ausgedehnt wird. Dies erfolgt unter
der Bedingung, dass der zur Erreichung der durch-
schnittlichen Normalarbeitszeit erforderliche Zeitaus-
gleich jedenfalls in mehrtägigen zusammenhängen-
den Zeiträumen verbraucht wird.

Der Durchrechnungszeitraum von 13 Wochen gilt
grundsätzlich für alle von diesem Kollektivvertrag er-
fassten Rechtsträgerinnen bzw Rechtsträger, sofern
nicht in einem der Anhänge zu diesem Kollektivvertrag
etwas anderes festgelegt wird.
Für Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in Kinder-
betreuungseinrichtungen, in denen Kinder während
der Zeit der Pflichtschulferien nicht betreut werden,
kann die Betriebsvereinbarung zur Erlangung eines
längeren mehrwöchigen Freizeitblockes die Normal-
arbeitszeit auf bis zu 45 Wochenstunden (für Vollzeit-
beschäftigte) bei einem Durchrechnungszeitraum
von 52 Wochen (beginnend mit dem Monat Septem-
ber) ausdehnen, wenn sie innerhalb dieses Zeitraumes
im Durchschnitt 40 Stunden nicht überschreiten.

Die tägliche Normalarbeitszeit kann auf 9 Stunden
täglich ausgeweitet werden.
Bei teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmerinnen bzw Ar-
beitnehmern kann die wöchentliche Normalarbeits-
zeit um max. 10% der wöchentlich im Arbeitsvertrag
vereinbarten Arbeitszeit ausgedehnt werden.
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Sollten weitere Schließungszeiten, wie Semesterferien,
Osterferien, Pfingstferien, Weihnachtsferien und
schulautonome Tage zu berücksichtigen sein, kann
die Normalarbeitszeit bei teilzeitbeschäftigten Arbeit-
nehmerinnen bzw Arbeitnehmern auf maximal 15%
der wöchentlich im Arbeitsvertrag vereinbarten Ar-
beitszeit ausgedehnt werden.

(3) Tägliche Normalarbeitszeit bei 4-Tagewoche:
Aufgrund der Ermächtigung des § 4 Abs 8 AZG wird
zugelassen, dass die tägliche Normalarbeitszeit bei
regelmäßiger Verteilung der gesamten Wochenar-
beitszeit auf vier zusammenhängende Tage auf zehn
Stunden ausgedehnt wird.

(4) Überstunden bei 4-Tagewoche:
Gemäß § 7 Abs 6 AZG wird zugelassen, dass die Ar-
beitszeit bei Verteilung der Wochenarbeitszeit auf
4 Tage an diesen Tagen durch Überstunden bis auf
12 Stunden ausgedehnt werden kann.
Die Betriebsvereinbarungen werden zu solchen Ar-
beitszeitverlängerungen ermächtigt.

(5) Normalarbeitszeit bei Arbeitsbereitschaft:
Aufgrund der Ermächtigung des § 5 Abs 1 Z 1 AZG
wird zugelassen, dass bei Arbeitsbereitschaft gemäß
§ 5 Abs 1 Z 2 AZG im Bereich des Rettungs- und Sani-
tätsdienstes (inkl Krankentransportdienst) einschl. Ka-
tastrophenhilfsdienst sowie in Notschlafstellen die wö-
chentliche Normalarbeitszeit auf 60 Stunden, die täg-
liche Normalarbeitszeit auf 12 Stunden ausgedehnt
wird.
Gemäß § 5 Abs 2 AZG wird die Betriebsvereinbarung
zu entsprechenden Regelungen ermächtigt. Über
das Vorliegen von Arbeitsbereitschaft entscheidet ei-
ne Schiedsstelle, die aus zwei Arbeitgeberinnen- bzw
Arbeitgebervertretern und zwei Arbeitnehmervertre-
terinnen bzw Arbeitnehmervertretern besteht. Der Vor-
sitz wechselt. Diese Schiedsstelle entscheidet über das
Vorliegen von Arbeitsbereitschaft und deren Umfang.
Die Schiedsstelle entscheidet einstimmig. Ein Rechts-
mittel gegen ihre Entscheidungen ist nicht zulässig.

§ 21 Lenkzeitenregelung

(1) Gemäß § 13b Abs 2 und 3 AZG werden für KFZ-
Lenkerinnen bzw KFZ-Lenker unter den dort genann-
ten Bedingungen zusätzlich zu den nach § 7 Abs 1
AZG zulässigen Überstunden weitere Überstunden zu-
gelassen. Festgehalten wird, dass diese Sonderrege-
lung nur für solche Lenkerinnen bzw Lenker zulässig
ist, bei denen das Lenken eines KFZ im Vordergrund
der arbeitsvertraglichen Pflichten steht.

(2) Gemäß § 14a Abs 1 AZG wird zugelassen, dass die
tägliche Lenkzeit bis auf 9 Stunden, zweimal wöchent-
lich jedoch bis auf 10 Stunden ausgedehnt wird.

(3) Gemäß § 14a Abs 2 AZG wird unter den dort ange-
führten Bedingungen zugelassen, dass die wöchentli-
che Lenkzeit bis auf 56 Stunden verlängert wird.

(4) Gemäß § 15a Abs 3 AZG wird zugelassen, dass un-
ter den dort angeführten Bedingungen die tägliche
Ruhezeit für Lenkerinnen bzw Lenker der im § 15a
AZG angeführten Kraftfahrzeuge dreimal wöchentlich
auf mindestens neun zusammenhängende Stunden
verkürzt wird.

(5) Für KFZ-Lenkerinnen bzw KFZ-Lenker wird gemäß
§ 16 Abs 4 AZG eine Verlängerung der Einsatzzeit
von Lenkern bis auf 14 Stunden zugelassen. Dies gilt
nicht für Lenkerinnen bzw Lenker, für die aufgrund
der arbeitsvertraglichen Pflichten nicht das Lenken ei-
nes Kraftfahrzeuges im Vordergrund steht (§ 16 Abs 5
AZG).

§ 22 Zeitguthaben bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses

Aufgrund der Ermächtigung des § 19e Abs 2 AZG wird
festgelegt, dass für Guthaben an Normalarbeitszeit
bei Beendigung des Dienstverhältnisses ein Zuschlag

nicht gebührt, wenn die Arbeitnehmerin bzw der Ar-
beitnehmer vorzeitig unbegründet austritt oder das
Dienstverhältnis durch Entlassung endet.

§ 23 Rufbereitschaft

Aufgrund der Ermächtigung des § 20a Abs 1 AZG er-
mächtigt der Kollektivvertrag die Betriebsvereinba-
rung festzulegen, dass Rufbereitschaft innerhalb eines

Zeitraumes von drei Monaten an 30 Tagen vereinbart
werden kann.
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§ 24 Regelungen gemäß Arbeitsruhegesetz

Gemäß § 12a Arbeitsruhegesetz, BGBl Nr 144/1983
(kurz: ARG) werden folgende zur Verhinderung eines
wirtschaftlichen Nachteils sowie zur Sicherung der Be-
schäftigung notwendigen Ausnahmen von der Wo-
chenend- und Feiertagsruhe zugelassen: Arbeiten

aufgrund von Großschadensereignissen, Epidemien
oder sonstigen nicht planbaren Ereignissen, die Leben
und Gesundheit von Menschen gefährden, und Übun-
gen (maximal 2 pro Kalenderjahr) dazu, in dem zur
Bewältigung jeweils erforderlichen Zeitausmaß.

§ 25 Lohn- und Gehaltsordnungen

Die den Arbeitnehmerinnen bzw den Arbeitnehmern
gebührenden Löhne und Gehälter, einschließlich der
Zulagen und Zuschläge sowie sonstige entgeltrele-
vante Bestimmungen einschließlich solcher über die
Abgeltung von Dienstreisen sind in den Lohn- und Ge-
haltsordnungen der dem fachlichen Geltungsbereich

dieses KV unterliegenden Arbeitgeberinnen bzw Ar-
beitgeber enthalten. Deren Inhalte werden als landes-
spezifische Anhänge zu diesem Kollektivvertrag fest-
gehalten. Diese Anhänge sind als inhaltliche Bestand-
teile des Kollektivvertrages vereinbart.

§ 26 Verwendungsgruppen

(1) Der vorliegende Kollektivvertrag bestimmt, dass
die in den Lohn- und Gehaltsordnungen der Arbeitge-
berinnen bzw der Arbeitgeber enthaltenen Löhne, Ge-
hälter, Zulagen und Zuschläge sowie sonstigen ent-
geltrelevanten Bestimmungen, soweit sie in den lan-
desspezifischen Anhängen zu diesem Kollektivvertrag
festgehalten werden, als Bestandteile des Kollektivver-
trages Geltung haben. Da die in diesen Anhängen als
Grundlagen der Eingruppierungen der Arbeitnehme-
rinnen bzw Arbeitnehmer beinhalteten Verwendungs-
gruppen sohin weiter anzuwenden sind, werden die im
folgenden vereinbarten Bestimmungen über Verwen-

dungsgruppen erst in Kraft treten, wenn die entspre-
chenden Regelungen der Anhänge ihre Wirksamkeit
verloren haben werden.

(2) Die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer werden
in die nachstehenden Verwendungsgruppen entspre-
chend ihrer Verwendungsart (Planstelle) eingestuft.
Bei Verwendung einer Arbeitnehmerin bzw eines Ar-
beitnehmers in unterschiedlichen Bereichen entschei-
det die überwiegende Verwendungsart. Vorausset-
zung für die Einstufung ist die der Verwendungsgrup-
pe entsprechende Ausbildung.

§ 27 Verwendungsgruppenschema

A. Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer des Rettungs- und Sanitätsdienstes (inkl
Krankentransportdienst) einschl. Katastrophenhilfsdienst (KAT):

Verwendungsgruppe A.1.:
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in Ausbildung.

Ausbildungsvoraussetzungen:
Erstehilfekurs, Sichere Einsatzfahrerin bzw Sicherer
Einsatzfahrer.

Verwendungsgruppe A.2.:
Rettungssanitäterinnen bzw Rettungssanitäter, die
auch als Sanitätseinsatzfahrerinnen bzw Sanitätsein-
satzfahrer Verwendung finden können

Ausbildungsvoraussetzungen:
wie A.1, sowie gesetzliche Rettungssanitäterausbil-
dung

Verwendungsgruppe A.3.:

– Notfallsanitäterinnen bzw Notfallsanitäter

– Leitstellendisponentinnen bzw Leitstellendisponen-
ten von Bezirks- und Bereichsleitstellen

– Sachbearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter im Ret-
tungs- und Sanitätsdienst (inkl Krankentransport-
dienst) sowie Katastrophenhilfsdienst mit entspre-
chender Zusatzausbildung (zB Beauftragte bzw Be-
auftragter gemäß Medizinproduktegesetz, Hygie-
nebeauftragte bzw Hygienebeauftragter, Praxisan-
leiterin bzw Praxisanleiter).

Ausbildungsvoraussetzungen:
wie A2 sowie jeweils erforderliche fachspezifische Aus-
bildungen, zB Leitstellenkurs nach den Richtlinien der
Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers, Notfallsanitäter-
innenausbildung bzw Notfallsanitäterausbildung
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Verwendungsgruppe A.4.:

– Leiterinnen bzw Leiter von Bereichsleitstellen

– Dienstführerinnen bzw Dienstführer

– Sachbearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter mit ho-
her Eigenverantwortung (Arbeitnehmerinnen bzw
Arbeitnehmer, die selbständige und eigenverant-
wortliche Tätigkeiten, zu denen besondere Fach-
kenntnisse und praktische Fähigkeiten notwendig

sind, ausführen und weisungsberechtigt sind, zB
bezirksübergreifende Sachbearbeiterinnen- bzw
Sachbearbeitertätigkeiten).

Ausbildungsvoraussetzungen:
Leitstellenleiterinnen bzw Leitstellenleiter: Einschlägi-
ge Führungskräfteausbildung nach den Richtlinien
der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers oder gleich-
wertige Ausbildung.

B. Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer der Gesundheits- und Sozialen Dienste

Verwendungsgruppe B.1/a.:
Hilfskräfte zB Reinigungsdienste im extramuralen Be-
reich, Essenszustelldienste

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige interne.

Verwendungsgruppe B. 1/b.:
Heimhelferinnen bzw Heimhelfer mit einschlägiger in-
terner oder gesetzlicher Ausbildung,
Kindergartenassistentinnen bzw Kindergartenassis-
tenten
Alltagsbetreuerinnen bzw Alltagsbetreuer

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige interne oder gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.2/a.:
Pflegeassistentinnen bzw Pflegeassistenten und ver-
gleichbare, Mindestausbildungsdauer bis 1.600 Stun-
den

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.2/b.:
Altenfachbetreuerinnen bzw Altenfachbetreuer,
Fachsozialbetreuerinnen bzw Fachsozialbetreuer
und vergleichbare mit mehr als 1.600 Stunden Min-
destausbildungsdauer

Ausbildungsvoraussetzungen:
Einschlägige interne oder gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.3.:
Gehobener Dienst für Gesundheits- und Krankenpfle-
ge:

– Diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegerin-
nen bzw Diplomierte Gesundheits- und Kranken-
pfleger, diplomierte Sozialbetreuerinnen bzw So-
zialbetreuer
Kindergartenpädagoginnen bzw Kindergartenpä-
dagogen

Ausbildungsvoraussetzungen:
Gesetzliche.

Verwendungsgruppe B.4.:
Diplomierte Sozialarbeiterinnen bzw Sozialarbeiter,
Gehobener medizinisch-technischer Dienst, zB:

– Diplomierte Ergotherapeutinnen bzw Ergothera-
peuten,

– Diplomierte Physiotherapeutinnen bzw Physiothera-
peuten und ähnliche,

Leitendes Diplomiertes Gesundheits- und Kranken-
pflegepersonal (zB Stützpunktpflegerin bzw Stütz-
punktpfleger, Sprengelpflegerin bzw Sprengelpfle-
ger), das überwiegend mit Leitungsaufgaben betraut
ist.

Ausbildungsvoraussetzungen:
Gesetzliche.

Verwendungsgruppe B5:
Bezirkspflegedienstleiterinnen bzw Bezirkspflege-
dienstleiter (bei mindestens 3 nachgeordneten Stütz-
punkten u./od. mit mindestens 10 Mitarbeiterinnen
bzw Mitarbeitern in Vollzeitäquivalenten).

Verwendungsgruppe B6:
Landespflegedienstleiterinnen bzw Landespflege-
dienstleiter

C. Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Blutspendedienst

Verwendungsgruppe C.1./a:
Hilfsdienste, Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in
Ausbildung.
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die einfache
Tätigkeiten, für die keine spezifische Ausbildung erfor-
derlich ist, ausführen.

Verwendungsgruppe C.1./b:
Rettungssanitäterinnen bzw Rettungssanitäter, ausge-
bildete Kraftfahrerinnen bzw Kraftfahrer, Arbeitneh-

merinnen bzw Arbeitnehmer mit abgeschlossener
Ausbildung (Labor-, Ordinations- oder Desinfektions-
gehilfinnen bzw -gehilfen)
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die Tätigkeiten
anhand spezieller bzw gesetzlicher Kursausbildung
selbständig, mit eingeschränktem Wirkungsbereich,
ausführen.

Verwendungsgruppe C.2.:
Diplomierte medizinisch-technische Fachkräfte (MTF).
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Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer mit mehrjähri-
ger gesetzlicher Ausbildung, die verantwortliche Tä-
tigkeiten nach allgemeinen Richtlinien oder Weisun-
gen selbständig und eigenverantwortlich ausführen.

Verwendungsgruppe C.3.:
Diplomiertes Gesundheits- und Krankenpflegeperso-
nal.

Verwendungsgruppe C.4.:
Diplomierte medizinisch-technische Analytikerinnen
bzw Analytiker (MTA), leitendes Gesundheits- u. Kran-
kenpflegepersonal (Oberpflegerinnen bzw -pfleger).
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die aufgrund
mehrjähriger gesetzlicher Ausbildung selbständig
und eigenverantwortlich Tätigkeiten, zu denen beson-

dere Fachkenntnisse und Erfahrungen erforderlich
sind, ausführen und weisungsberechtigt sind.

Verwendungsgruppe C.5.:
Leitende Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im ge-
hobenen medizinisch-technischen Dienst (Leitende
MTA), Oberpflegerin bzw Oberpfleger bei besonders
großem Verantwortungsbereich.

Verwendungsgruppe C.6.:
Ärztinnen bzw Ärzte, Mikrobiologinnen bzw Mikrobio-
logen.
Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter mit akademischer
Ausbildung und leitenden oder ausbildungsspezifi-
schen Funktionen.

D. Allgemein - insbesondere Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Büro und
Verwaltungsdienst einschließlich Jugendorganisationen sowie Aus-, Fort- und

Weiterbildung.

Verwendungsgruppe D.1.:
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer, die einfache
(Hilfs-)tätigkeiten, für die keine spezifische Ausbildung
erforderlich ist, ausführen.
(zB Bürohilfsdienst, Reinigungsarbeiten, Essensausga-
be, Küchenarbeiten, Lagerarbeiten, Stubenpersonal,
Ferialpraktikantinnen bzw Ferialpraktikanten)

Verwendungsgruppe D.2.:
Telefonistinnen bzw Telefonisten, Rezeptionistinnen
bzw Rezeptionisten, Materialverwalterinnen bzwMate-
rialverwalter
Ausbildung: einschlägige abgeschlossene Lehr- oder
Schulausbildung oder entsprechend gleichwertige
praktische Ausbildung

Verwendungsgruppe D.3.:
Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in der Buchhal-
tung, Sicherheitsfachkraft, Sachbearbeiterinnen bzw
Sachbearbeiter, Servicetelefon
(Sachbearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter: zB Schu-
lungsbeauftragte bzw Schulungsbeauftragter, Fuhr-
parkkoordinatorin bzw Fuhrparkkoordinator, geho-
bene Sekretariatsaufgaben, EDV-Administratorin bzw
EDV-Administrator, Ein- und Verkäuferin bzw Ein-
und Verkäufer, Mitgliederverwaltung, Abrechnerin
bzw Abrechner im Rettungs- und Sanitätsdienst (inkl
Krankentransportdienst), Haustechnikerin bzw Haus-
techniker, Garagen- und Werkstattmeisterin bzw Ga-
ragen- und Werkstattmeister)

Verwendungsgruppe D.4.:
Lohn- und Gehaltsverrechnerinnen bzw Lohn- und
Gehaltsverrechner, Buchhalterinnen bzw Buchhalter

mit Buchhalterprüfung, Hausingenieurinnen bzw
Hausingenieure (HTL), Operatorin bzw Operator, Be-
zirkssekretärin bzw Bezirkssekretär, Garagenmeisterin
bzw Garagenmeister mit Meisterprüfung (Kfz-Bereich)

Verwendungsgruppe D.5.:
Bilanzbuchhalterinnen bzw Bilanzbuchhalter, Leiterin
bzw Leiter Controlling, Leiterin bzw Leiter von Bezirks-
stellen, Referatsleiterin bzw Referatsleiter von Landes-
organisationen
(Angestellte, die schwierige Arbeiten verantwortlich
selbständig ausführen, wozu besondere Fachkennt-
nisse und praktische Erfahrung notwendig und die re-
gelmäßig mit der Führung, Unterweisung und Beauf-
sichtigung von Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeitern be-
auftragt sind.)

Verwendungsgruppe D.6.:
Abteilungsleiterinnen bzw Abteilungsleiter von Lan-
desorganisationen, Geschäftsleiterinnen bzw Ge-
schäftsleiter eines Leitstellen- oder Verwaltungsver-
bundes
(Angestellte, die Arbeiten erledigen, die besonders
verantwortungsvoll sind, selbständig ausgeführt wer-
den müssen, wozu umfangreiche, überdurchschnittli-
che Berufskenntnisse und mehrjährige praktische Er-
fahrung erforderlich sind, und die mit der regelmäßi-
gen und dauernden verantwortlichen Führung, Unter-
weisung und Beaufsichtigung von Angestelltengrup-
pen und der Dienstmannschaft beauftragt sind.)

Verwendungsgruppe D.7.:
Mitglieder der Geschäftsleitung
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§ 27a Lehrlinge

(1) Das monatliche Lehrlingseinkommenbeträgt:

Lehrjahr Lehrlingseinkommen
(in Euro)

1. Lehrjahr .............................. 767,90
2. Lehrjahr .............................. 976,00
3. Lehrjahr .............................. 1.160,60
4. Lehrjahr .............................. 1.517,10

(2) Für die Lehrlinge weniger günstige Entschädi-
gungsregelungen in den Länder-Anhängen dieses
Kollektivvertrags werden mit 1. 7. 2018 durch die Re-
gelung des Abs 1 ersetzt.

(3) Allfällige für die Lehrlinge günstigere Regelungen
hinsichtlich des Lehrlingseinkommens in den Länder-
Anhängen dieses Kollektivvertrags bleiben für all jene
Lehrlinge bis zum Ende ihres Lehrverhältnisses gültig,
für die sie vor Inkrafttreten von Abs 1 bereits zur An-
wendung gekommen sind. Die Regelung des Abs 1 gilt
in diesen Fällen nur für solche Lehrlinge, die ihr Lehr-
verhältnis ab dem 1. 7. 2018 beginnen.

§ 27b Kinderzulage

(1) Jede Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer erhält für
jedes Kind, für das vom Finanzamt nachweislich Fami-
lienbeihilfe bezogen wird und das im gemeinsamen
Haushalt mit der Arbeitnehmerin bzw dem Arbeitneh-
mer lebt, eine Kinderzulage in der Höhe von EUR 20,00
monatlich. Für die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitneh-
mer der Mitglieder in der Steiermark, in Oberöster-
reich und in Kärnten gelten die Absätze 3 und 4.

(2)Der Bezug der Kinderzulage ist unabhängig davon,
ob die Ehegattin bzw der Ehegatte oder die Lebensge-
fährtin bzw der Lebensgefährte der Arbeitnehmerin
bzw des Arbeitnehmers eine Kinderzulage bezieht
bzw bezogen hat. Sofern das Kind aus verschiedenen
Gründen (zB: Scheidung) nicht im gemeinsamen
Haushalt lebt, steht der Arbeitnehmerin bzw dem Ar-
beitnehmer auch dann die Kinderzulage zu, wenn sie
bzw er nachweislich verpflichtet ist, für das Kind Unter-
halt zu leisten.

(3) Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer der Mitglie-
der in der Steiermark und in Oberösterreich erhalten

ab 1.1.2020 eine Kinderzulage. Diese beträgt im Ka-
lenderjahr 2020 EUR 10,00 monatlich und ab dem Ka-
lenderjahr 2021 EUR 20,00 monatlich.

(4) Für Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer der Mit-
glieder im Land Kärnten gilt § 27b Abs 1 ab 1.1.2020.

(5) Die dem Zweck der Familienförderung gewidme-
ten, unter anderem Titel wie etwa Haushalts- oder Fa-
milienzulagen geleisteten Zahlungen sind auf die Kin-
derzulage nach dieser Bestimmung anzurechnen.*)
Günstigere Regelungen werden nicht geschmälert.

*) Dies sind insbesondere

– die Kinderzulage gemäß Punkt 3.1. des Anhanges für das Bundes-
land Tirol,

– die Haushaltszulage gemäß Punkt 3. des Anhanges für das Bun-
desland Burgenland,

– die Kinderzulage gemäß den Punkten 4.1., 4.2., 4.3., 4.4., 4.5., 4.6.,
4.7., 4.8. und 8.7.2. des Anhanges für das Bundesland Wien,

– die Familienzulage gemäß Punkt 3.1. des Anhanges für das Bun-
desland Salzburg.

§ 28 Sonderzahlungen

(1) Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhal-
ten einmal pro Kalenderjahr ein 13. und ein 14. Mo-
natsentgelt (Weihnachtsremuneration und Urlaubszu-
schuss). Die Berechnungsgrundlage für die Sonder-
zahlungen ist das durchschnittliche Entgelt der letzten
voll gearbeiteten 13 Wochen bzw 3 Monate. Den wäh-
rend des Kalenderjahres ein- oder austretenden Ar-
beitnehmerinnen bzw Arbeitnehmern gebührt der ali-
quote Anteil. Bereits ausbezahlte Sonderzahlungen
sind von der Arbeitnehmerin bzw vom Arbeitnehmer
nicht zurückzuzahlen, können aber mit offenen Forde-
rungen aus Sonderzahlungen und der Rückzahlung
von Gehaltsvorschüssen gegenverrechnet werden.

Sofern aufgrund einer Betriebsvereinbarung frühere
Auszahlungstermine als die in Abs 2 angeführten Ter-
mine für die Sonderzahlungen festgelegt wurden,
können offene Forderungen auf Rückforderung be-
reits ausbezahlter Sonderzahlungen darüber hinaus
auch mit offenen Entgeltforderungen der Arbeitneh-
merin bzw des Arbeitnehmers gegenverrechnet wer-
den.

(2) Als Auszahlungstermine gelten der 31. Mai bzw der
30. November eines jeden Kalenderjahres als verein-
bart. Andere Fälligkeiten können über Betriebsverein-
barung vereinbart werden.
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(3) Zeiten des Arbeitsverhältnisses ohne Entgeltan-
spruch vermindern nicht den Anspruch auf Sonder-
zahlungen. Ausgenommen sind die gesetzlich ange-

führten Fälle, wie zum Beispiel § 14 und § 15 Abs 2
des MSchG, § 10 Arbeitsplatzsicherungsgesetz, § 119
Abs 3 ArbVG, § 11 AVRAG.

§ 29 Dienstjubiläen

(1) Nach ununterbrochener tatsächlicher Dauer des
Dienstverhältnisses gebührt zum 25-jährigen Dienstju-
biläum ein Monatsentgelt sofern nicht in einzelnen Be-
triebsvereinbarungen eine für die Arbeitnehmerin bzw
den Arbeitnehmer günstigere Regelung besteht. Bei
sich aus Betriebsvereinbarungen ergebenden später
fällig werdenden Zahlungen sind Vorleistungen auf-

grund dieses KV auf den Gesamtanspruch von Jubi-
läumszahlungen aufgrund der Betriebsvereinbarun-
gen anrechenbar.

(2) Die Auszahlung erfolgt gemeinsam mit der Ge-
haltsauszahlung des Monates, in welchen das Dienst-
jubiläum fällt.

§ 30 Ausbildungs- und Vordienstzeitenanrechnung

(1) Für die Berechnung der zeitabhängigen Ansprü-
che aus dem Dienstverhältnis werden angerechnet:

a) Die bei Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgebern, die
dem fachlichen Geltungsbereich dieses KV unter-
liegen zugebrachten, nachgewiesenen hauptbe-
ruflichen Dienstzeiten.

b) Die hauptberuflich bei anderen Arbeitgeberinnen
bzw Arbeitgebern geleisteten Dienstzeiten ähnli-
cher Art im halben Ausmaß, jedoch höchstens
5 Jahre.
Für Dienstverhältnisse, die ab dem 1. März 2014 be-
gründet werden, werden die hauptberuflich bei
anderen Arbeitgeberinnen bzw Arbeitgebern ge-
leisteten Dienstzeiten ähnlicher Art im vollen Aus-
maß, jedoch höchstens 5 Jahre, angerechnet.

c) Als ausübendes Mitglied (freiwillige/ehrenamtliche
Mitarbeiterin bzw freiwilliger/ehrenamtlicher Mit-
arbeiter) einer/eines dem fachlichen Geltungsbe-
reich dieses KV unterliegenden Arbeitgeberin bzw
Arbeitgebers geleistete Dienstzeiten. Hierbei sind
die geleisteten Stunden zu addieren und mittels Di-
vision durch 173 auf die entsprechende Zahl von
Monaten umzurechnen.

d) Erfolgreich absolvierte, für das Dienstverhältnis
einschlägige Ausbildungen werden im Ausmaß
der regulären Mindeststudien- oder Ausbildungs-
dauer, höchstens jedoch im Ausmaß von 5 Jahren,
angerechnet, soweit diese durch die Einstufung
nicht ohnedies bereits berücksichtigt sind.

e) Zeiten eines bei der nunmehrigen Arbeitgeberin
bzw beim nunmehrigen Arbeitgeber abgeleisteten
ordentlichen Zivildienstes oder Freiwilligen Sozial-
jahres im halben Ausmaß.

(2) Insgesamt werden Vordienstzeiten nach Abs 1 lit a)
bis e) im Ausmaß von höchstens 10 Jahren angerech-
net.

(3) Vordienstzeiten sind von der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer bei sonstigem Verfall spätestens
binnen eines Jahres nach Antritt des Dienstes bei der
Arbeitgeberin bzw dem Arbeitgeber geltend zu ma-
chen und dieser / diesem auf Verlangen nachzuwei-
sen. Die Anrechnung wird ab dem, der Geltendma-
chung folgenden Monatsersten wirksam.

§ 31 Abfertigung

(1) Der Anspruch auf Abfertigung bei Auflösung des
Arbeitsverhältnisses richtet sich nach den einschlägi-
gen gesetzlichen Bestimmungen.

(2) Wird das Arbeitsverhältnis durch den Tod der Ar-
beitnehmerin bzw des Arbeitnehmers aufgelöst, so ge-

bührt den Erbinnen bzw Erben, sofern sie unterhalts-
berechtigt, Ehegattinnen bzw Ehegatten oder einge-
tragene Partnerinnen bzw Partner sind, über den ge-
setzlichen Anspruch hinaus die Differenz zur vollen
Abfertigung (alt).

– 16 –



§ 32 Supervision

Für Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Ret-
tungs- und Sanitätsdienst (inkl Krankentransport-
dienst), im Katastrophenhilfsdienst sowie in den Ge-
sundheits- und Sozialen Diensten, die in einer beson-
deren Belastungssituation stehen, bietet die Arbeitge-
berin bzw der Arbeitgeber Supervision in der Dienst-

zeit an. Die konkreten Zielgruppen und Regelungen
sind in einer Betriebsvereinbarung zu regeln, die auch
Bestimmungen übermaximale Obergrenzen der Stun-
den und die Kostenübernahme durch die Arbeitgebe-
rin bzw den Arbeitgeber enthalten kann.

§ 33 Freie Tage

(1) Der 24. 12. sowie der 31. 12. sind grundsätzlich für
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unter Fort-
zahlung des Entgeltes dienstfrei.

(2) Für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
an einem dieser Tage Dienst haben, ist ein bezahlter
Ersatztag im Ausmaß der Arbeitszeit am 24. 12. bzw
am 31. 12. zu gewähren.

§ 34 Dienstverhinderungen

(1) Bei Dienstverhinderung ist unverzüglich die Dienst-
stelle zu verständigen.

(2) Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer hat An-
spruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung unter
Fortzahlung des Entgeltes, insbesondere aus nachste-
henden Gründen und im nachstehenden Ausmaß:

bei eigener Eheschließung ................. 3 Arbeitstage
bei Tod der Ehegattin bzw des Ehegat-
ten oder der Lebensgefährtin bzw des
Lebensgefährten ............................... 3 Arbeitstage
bei Tod eines Kindes, Stief- oder Pflege-
kindes .............................................. 3 Arbeitstage
bei Tod eines Eltern-, Stief-, oder Pfle-
geelternteiles .................................... 2 Arbeitstage
bei Übersiedlung des eigenen Haus-
halts ................................................ 2 Arbeitstage
bei Niederkunft der Ehefrau oder Le-
bensgefährtin ................................... 2 Arbeitstage
bei Eheschließung von Geschwistern,
Kindern, Stief- oder Pflegekindern ...... 1 Arbeitstag
bei Tod von Enkelkindern, Geschwis-
tern, Schwiegereltern oder Großeltern 1 Arbeitstag

bei Schuleintritt eines Kindes, Stief-
oder Pflegekindes in die erste Volks-
schulklasse ....................................... der Tag des

Schuleintrit-
tes

für die in die Arbeitszeit fallende offi-
zielle Überreichung der darauf Bezug
habenden Urkunde bei Lehrabschluss‑,
Reifeprüfung oder erstmaligem Stu-
dienabschluss eines Kindes, Stief- oder
Pflegekindes ..................................... 1 Arbeitstag

Bei Vorladung zu Ämtern und Behörden wird die
nachgewiesen notwendige Freizeit gewährt.

(3) Der Ehe ist die eingetragene Partnerschaft gleich-
zustellen.

(4) Sollte einer der oben angeführten Dienstverhinde-
rungsgründe in einer Entfernung von mehr als 300 km
vom Hauptwohnsitz der Arbeitnehmerin bzw des Ar-
beitnehmers eintreten, gebührt eine zusätzliche Frei-
stellung im Ausmaß eines Tages. Den Nachweis über
das Vorliegen der genannten Entfernung hat die Ar-
beitnehmerin bzw der Arbeitnehmer zu erbringen.

§ 35 Sabbatical

(1) Die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer haben
die Möglichkeit, einvernehmlich mit der Arbeitgeberin
bzw dem Arbeitgeber unter folgenden Bedingungen 6
oder 12 Monate bezahlte Berufspause (=Sabbatical)
zu machen:

a) Während eines Zeitraumes von 60 Monaten werden
statt 100% des Bruttoentgelts nur 90% des Brutto-
entgelts verrechnet, wobei in den letzten 6 Monaten

dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin bzw der Ar-
beitnehmer die Berufspause in Anspruch nimmt.

b) Während eines Zeitraumes von 60 Monaten werden
statt 100% des Bruttoentgelts nur 80% des Brutto-
entgelts verrechnet, wobei in den letzten 12 Mona-
ten dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin bzw der
Arbeitnehmer die Berufspause in Anspruch nimmt.
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c) Während eines Zeitraumes von 48 Monaten werden
statt 100% des Bruttoentgelts nur 75% des Brutto-
entgelts verrechnet, wobei in den letzten 12 Mona-
ten dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin bzw der
Arbeitnehmer die Berufspause in Anspruch nimmt.

d) Während eines Zeitraumes von 24 Monaten werden
statt 100% des Bruttoentgelts nur 75% des Brutto-
entgelts verrechnet, wobei in den letzten 6 Monaten
dieses Zeitraumes die Arbeitnehmerin bzw der Ar-
beitnehmer die Berufspause in Anspruch nimmt.

(2) Andere Modelle können zwischen Arbeitgeberin
bzw Arbeitgeber und Arbeitnehmerin bzw Arbeitneh-
mer einvernehmlich festgelegt werden. Kommt keine

Einigung zustande, so ist der Betriebsrat zur Beratung
beizuziehen. Sollte das Arbeitsverhältnis vor Inan-
spruchnahme bzw Rückkehr aus der Berufspause be-
endet werden, sind die einbehaltenen Gehaltsanteile
nachzuverrechnen. Nach der Rückkehr aus dem Sab-
batical hat die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer
Anspruch auf Wiederbeschäftigung im selben Stun-
denausmaß wie vor Beginn der Ansparphase. Die Ar-
beitnehmerin bzw der Arbeitnehmer genießt für die
Dauer des Sabbaticals bis 1 Monat danach Kündi-
gungsschutz ausgenommen Kündigungsgründe im
Sinne des MSchG. Für die Vereinbarung eines Sabba-
ticals ist die Schriftform erforderlich.

§ 36 Geteilte Dienste im mobilen Bereich der Gesundheits- und Sozialen Dienste

(1) Beträgt die Gesamtdauer der Arbeitszeit im mobi-
len Bereich des GSD mehr als sechs Stunden, so ist die
Arbeitszeit durch eine Pause vonmindestens einer hal-
ben Stunde, höchstens von einer Stunde zu unterbre-
chen.

(2) Unterbrechungen über einer Stunde führen zu ei-
nem geteilten Dienst. Eine Teilung der Tagesarbeits-
zeit darf nur einmal pro Tag erfolgen, und nur dann,
wenn die Tagesarbeitszeit mindestens 5 Stunden be-

trägt, außer die Teilung erfolgt auf ausdrücklichen
Wunsch der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers
und mit Zustimmung des Betriebsrats im Anlassfall.

(3) Wird die tägliche Arbeitszeit geteilt, sind die Weg-
zeiten zwischen Einsatz- und Wohnort zwischen den
Arbeitsblöcken zur Hälfte Arbeitszeit, es sei denn, die
Arbeitsteilung erfolgt auf ausdrücklichen Wunsch
der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers und mit
Zustimmung des Betriebsrats.

§ 37 Karenz

(1) Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer haben im
Anschluss an die Karenz gem MSchG bzw gem VKG,
frühestens aber nach Ablauf des 23. Lebensmonats
des Kindes, Anspruch auf einen Sonderurlaub (An-
schlusskarenz) unter Verzicht auf die Dienstbezüge
bis längstens zum vollendeten dritten Lebensjahres
des Kindes. Dieser Anspruch ist bis spätestens 6Monate
vor Beginn des Sonderurlaubes geltend zu machen.
Die im Sonderurlaub befindliche Arbeitnehmerin bzw
der im Sonderurlaub befindliche Arbeitnehmer hat
der Arbeitgeberin bzw dem Arbeitgeber bis spätestens
3 Monate vor Ablauf des Sonderurlaubes mitzuteilen,
ob das Arbeitsverhältnis nach dem Ende des Sonder-
urlaubes fortgesetzt wird. Wird Sonderurlaub in An-
spruch genommen, so gelten dafür alle Rechte wie
bei Karenz laut Mutterschutzgesetz. Im Anschluss an
den Sonderurlaub kann Elternteilzeit entsprechend
den gesetzlichen Bestimmungen des MSchG verein-
bart werden.

(2) Im Arbeitsverhältnis in Anspruch genommene ge-
setzliche Elternkarenzen oder Familienhospizkarenzen
sind bis zur Dauer von maximal 12 Monaten pro Ka-
renz für alle Ansprüche, die sich nach der Dauer der
Dienstzeit richten, anzurechnen. Diese Anrechnung

gilt für Karenzen ab 1. Jänner 2012. Allfällige günsti-
gere gesetzliche Bestimmungen bleiben unberührt.

(2a) Im Arbeitsverhältnis in Anspruch genommene ge-
setzliche Elternkarenzen, Familienhospizzeiten oder
Pflegekarenzzeiten sind bis zur Dauer von maximal
24 Monaten pro Karenz für alle Ansprüche, die sich
nach der Dauer der Dienstzeit richten, anzurechnen.
Diese Anrechnung gilt für Karenzen ab 1. Jänner
2014. Allfällige günstigere gesetzliche Regelungen
bleiben aufrecht.

(2b) Zusätzlich zu Abs 2a werden im Arbeitsverhältnis
in Anspruch genommene Sonderurlaube entspre-
chend Abs 1 bis zur Dauer von höchstens 12 Monaten
pro Sonderurlaub für alle Ansprüche, die sich nach
der Dauer der Dienstzeit richten, angerechnet. Diese
Anrechnung gilt für ab 1. März 2017 in Anspruch ge-
nommene Sonderurlaube.

(3) Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer haben An-
spruch auf Pflegekarenz (Karenzierung ohne Entgelt-
anspruch) für einen pflegebedürftigen Angehörigen,
welcher die Pflegegeldstufe 3 bezieht oder dessen
dementsprechende Pflegebedürftigkeit bis zur Ge-
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währung der Pflegegeldstufe durch ein ärztliches At-
test bestätigt ist. Als Angehörige im Sinne dieser Be-
stimmung gelten die in § 14a Abs 1 AVRAG genannten
Personen. Anträge auf Pflegekarenz sind mit den ent-
sprechenden Unterlagen schriftlich zumindest einen
Monat vor dem geplanten Antritt der Pflegekarenz
der Arbeitgeberin bzw dem Arbeitgeber zu übermit-
teln. Anspruch auf Pflegekarenz besteht insgesamt
maximal für 24 Monate. Eine allfällige vorzeitige Be-
endigung der Pflegekarenz hat die Arbeitnehmerin
bzw der Arbeitnehmer der Arbeitgeberin bzw dem Ar-
beitgeber spätestens eine Woche nach Beendigung
der Pflege schriftlich zu melden. Die Arbeitgeberin
bzw der Arbeitgeber hat in diesem Fall die Arbeitsauf-
nahme innerhalb eines Monats ab dem Meldezeit-
punkt zu dem vor Antritt der Pflegekarenz vereinbar-
ten Arbeitszeitausmaß zu gewährleisten. Die Kündi-
gungsschutzbestimmungen des § 10 Mutterschutzge-
setz kommen analog zur Anwendung.

(4) Für Geburten ab 1. März 2017 haben Väter einen
Rechtsanspruch auf Familienzeit („Papamonat“) für
die Dauer von 28 bis 31 Kalendertagen innerhalb ei-
nes Zeitraumes von 91 Tagen ab dem Tag der Geburt,
wenn die nachstehend aufgezählten Voraussetzun-
gen erfüllt sind:

a. Anspruch des Kindes auf Familienbeihilfe

b. Mittelpunkt der Lebensinteressen von Vater, Kind
sowie dem anderen Elternteil in Österreich

c. Gemeinsamer Haushalt von Vater, anderem Eltern-
teil und Kind

d. Tatsächliche Ausübung einer in Österreich kran-
ken- und pensionsversicherungspflichtigen Er-

werbstätigkeit durchgehend in den letzten 182 Ta-
gen (mindestens 6 Monate) unmittelbar vor Antritt
des Papamonats sowie in diesem Zeitraum kein Be-
zug von Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung.

e. Der Vater befindet sich im gesamten Papamonat in
Familienzeit und hat somit keine Erwerbstätigkeit
und keinen Bonusbezug (kein Urlaubsentgelt, Kran-
kengeld oder Entgeltfortzahlung).
Der Vater hat die Arbeitgeberin bzw den Arbeitge-
ber spätestens drei Monate vor dem voraussichtli-
chen Geburtstermin schriftlich über die beabsich-
tigte Inanspruchnahme eines Papamonats sowie
über den voraussichtlichen Antrittszeitpunkt zu in-
formieren. Darüber hinaus hat er das Vorliegen
der Anspruchsvoraussetzungen ehestmöglich
nachzuweisen. Der Vater kann das Papamonat zwi-
schen der Geburt des Kindes und dem Ende des Be-
schäftigungsverbotes der Mutter antreten. Von der
fristgerechten Bekanntgabe bis zum Ablauf von
4 Wochen nach Beendigung des Papamonats gilt
für den Vater ein Kündigungsschutz. Für Ansprü-
che, die sich nach der Dauer der Betriebszugehö-
rigkeit richten, wird das Papamonat voll angerech-
net. Das Papamonat verkürzt die Väterkarenz nach
dem Väterkarenzgesetz nicht. Der Begriff „Vater“
gilt auch für Frauen gemäß § 144 ABGB (gleichge-
stellte Personen).

(5) In Bezug auf die in § 37 formulierten Ansprüche
sind Adoptiv- und Pflegeeltern leiblichen Eltern
gleichzustellen.

§ 38 Teilzeit

(1) Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die vertragliche wö-
chentliche Normalarbeitszeit die durch diesen Kollek-
tivvertrag für Vollzeitkräfte festgesetzte wöchentliche
Normalarbeitszeit unterschreitet. Eine Arbeitnehmerin
bzw ein Arbeitnehmer hat unter folgenden Bedingun-
gen Anspruch auf Anhebung ihres/seines wöchentli-
chen Stundenausmaßes: Es wird der Durchschnitt aller
innerhalb eines Beobachtungszeitraumes von einem
Kalenderjahr geleisteten Arbeitsstunden ermittelt. Da-
bei werden entgeltfreie Zeiträume nicht berücksich-
tigt:

(2) Ergibt sich aus dieser Berechnung eine im Ver-
gleich zur vereinbarten Arbeitszeit höhere Stundenan-
zahl an durchschnittlich geleisteten Wochenstunden,
so werden 50% der durchschnittlichen Mehrleistung

(bei kaufmännischer Rundung auf ganze Stunden)
dem bisher vereinbarten Stundenausmaß hinzuge-
fügt. Ein Anspruch auf Anpassung besteht nicht, wenn
weniger als zwei Stunden pro Woche ermittelt werden.

(3) Ferner darf durch diese Stundenanpassung die in
diesem Kollektivvertrag vereinbarte wöchentliche
Normalarbeitszeit nicht überschritten werden. Jeweils
im Jänner erhalten die betroffenen Arbeitnehmerin-
nen bzw Arbeitnehmer über ausdrückliches Verlangen
eine Auflistung ihrer im unmittelbar vorangegange-
nen Beobachtungszeitraum geleisteten tatsächlichen
Arbeitsstunden und der sich daraus ableitenden
neuen Wochenstundenverpflichtung. Die Arbeitneh-
merin bzw der Arbeitnehmer kann die Erhöhung die-
ser Wochenstunden ablehnen.
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§ 38a Altersteilzeit

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben unter
der Voraussetzung, dass sie eine Altersteilzeitverein-
barung mit den in Abs 2 dieses Paragraphen ange-
führten Regelungen beantragen, Anspruch auf Ab-
schluss einer Altersteilzeitvereinbarung, wenn sie bei
Beginn der beantragten Altersteilzeit zumindest 5 Jah-
re ununterbrochen im Betrieb derselben Arbeitgebe-
rin bzw desselben Arbeitgebers beschäftigt waren
und der schriftliche Antrag auf Abschluss einer Alters-
teilzeitvereinbarung zumindest 6 Monate vor dem Mo-
natsersten, zu dem die Altersteilzeitvereinbarung be-
ginnen soll, bei der Arbeitgeberin bzw beim Arbeitge-
ber eingetroffen ist und die Voraussetzungen für den
Bezug von Altersteilzeitgeld (derzeit in § 27 Arbeitslo-
senversicherungsgesetz) erfüllt sind.

(2) Die Altersteilzeitvereinbarung muss eine konti-
nuierliche Altersteilzeit auf die Dauer von bis zu 5 Jah-

ren vorsehen; die Altersteilzeitvereinbarung kann frü-
hestens 5 Jahre vor dem Erreichen eines möglichen
Pensionsantrittes der betreffenden Arbeitnehmerin
bzw des betreffenden Arbeitnehmers beginnen.

(3) Vereinbarungen über Altersteilzeit können auch
abweichend von Abs 1 und Abs 2 getroffen werden,
auf deren Abschluss hat die Arbeitnehmerin bzw der
Arbeitnehmer jedoch keinen Anspruch.

(4) Jede Änderung der gesetzlichen Bestimmungen
betreffend die Altersteilzeit setzt § 38a dieses Kollektiv-
vertrages außer Kraft.

(5) Für Altersteilzeiten ab 1.1.2020 ist das Vorliegen ei-
ner Vereinbarung über die einvernehmliche Auflö-
sung des Dienstverhältnisses zum Pensionsstichtag
Voraussetzung.

§ 39 Verfallsregelung

Alle Ansprüche der Arbeitnehmerinnen bzw der Ar-
beitnehmer müssen bei sonstigem Verfall innerhalb
von sechs Monaten ab Fälligkeit bzw Bekanntwerden

schriftlich geltend gemacht werden, soweit nicht zwin-
gende gesetzliche Regelungen anderes vorsehen.

§ 40 Geltungsbeginn und Geltungsdauer

(1) Dieser Kollektivvertrag tritt mit 1. Jänner 2021 in
Kraft und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.
Er kann von beiden Seiten zu jedemQuartalsende, un-
ter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist,
aufgelöst werden. Die Kündigung muss zu ihrer
Rechtswirksamkeit gegenüber der anderen vertrags-
schließenden Partei mittels eingeschriebenen Briefes
ausgesprochen werden.

(2) Durch den Abschluss dieses Kollektivvertrages wer-
den bestehende, die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeit-
nehmer begünstigende Bestimmungen in Betriebsver-
einbarungen und Einzelverträgen nicht berührt. Unter

diese Günstigkeitsklausel fallen jedoch nur jene Be-
triebsvereinbarungen, deren Inhalt zum Zeitpunkt
des Abschlusses dieses Kollektivvertrages beiden Kol-
lektivvertrags-Parteien bekannt war und die in den
Anhängen zu diesem Kollektivvertrag ausdrücklich
aufgezählt sind. Allfällige sonstige Betriebsvereinba-
rungen treten mit Inkrafttreten dieses Kollektivvertra-
ges außer Kraft. Nicht außer Kraft treten jedoch Be-
triebsvereinbarungen zur Corona-Kurzarbeit sowie
damit in Zusammenhang stehende Betriebsvereinba-
rungen, auch wenn sie nicht ausdrücklich in den An-
hängen zu diesem Kollektivvertrag aufgezählt sind.
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BEILAGE 1:

Muster Betriebsvereinbarung über die Einführung der gleitenden Arbeitszeit gemäß
§ 19 ÖRK-KV

Zwischen der
Firma ...................................................................
(im Folgenden Arbeitgeber genannt)
und dem

Betriebsrat für .......................................................
(im Folgenden Betriebsrat genannt)
wird folgende

BETRIEBSVEREINBARUNG ÜBER DIE EINFÜHRUNG DER GLEITENDEN ARBEITSZEIT

abgeschlossen:

1. Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt, sofern nachfolgend
nichts anderes bestimmt ist, für alle Arbeiterinnen
bzw Arbeiter und Angestellten der Arbeitgeberin bzw
des Arbeitgebers.
Ausgenommen vom Geltungsbereich dieser Betriebs-
vereinbarung sind

• alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die dem
Berufsausbildungsgesetz und dem Gesetz über die
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen unter-
liegen,

• alle Arbeitnehmerinnen, die sich in Mutterschutz ge-
mäß Mutterschutzgesetz befinden,

• leitende Angestellte, die gemäß § 1 Abs 2 Z 8 Arbeits-
zeitgesetz vom Geltungsbereich dieses Gesetzes
ausgenommen sind,

• alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die sich
in einem Probearbeitsverhältnis befinden,

• alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihre
Arbeitszeit überwiegend außerhalb der Arbeitsstätte
verbringen,

• alle Ferialpraktikantinnen bzw Ferialpraktikanten,

• alle Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter der Telefon-
zentrale,

• alle Mitarbeiterinnen bzw Mitarbeiter des Reini-
gungsdienstes,

• .........................................................................

2. Dauer und Lage der fiktiven Normalarbeitszeit
Fiktive Normalarbeitszeit ist jene Arbeitszeit, die als
Grundlage für bezahlte Abwesenheiten der Arbeit-
nehmerin bzw des Arbeitnehmers (zB bezahlte Dienst-
verhinderungen, Feiertage, Urlaube) herangezogen
wird.
Die im anzuwendenden Kollektivvertrag festgelegte wö-
chentliche Normalarbeitszeit beträgt ...... Stunden.
Die fiktive wöchentliche Normalarbeitszeit beträgt daher
...... Stunden und wird auf die einzelnen Wochentage
folgendermaßen verteilt:

............................................................................

............................................................................

3. Kernzeit
Kernzeit ist jene Arbeitszeit, in welcher die Arbeitneh-
merin bzw der Arbeitnehmer jedenfalls an ihrem/sei-
nem Arbeitsplatz anwesend sein muss. Die Kernzeit
ist nachfolgend festgelegt:
............................................................................
............................................................................
Jede Abwesenheit der Arbeitnehmerin bzw des Arbeit-
nehmers von ihrem/seinem Arbeitsplatz während der
Kernzeit ist nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung
durch den jeweiligen Vorgesetzten oder bei Vorliegen ei-
nes berechtigten Dienstverhinderungsgrundes zulässig.

4. Gleitzeitrahmen
Der Gleitzeitrahmen ist jener zeitliche Rahmen, inner-
halb dessen die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitneh-
mer unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfor-
dernisse den Beginn und das Ende ihrer/seiner tägli-
chen Normalarbeitszeit selbst bestimmen kann. Der
Gleitzeitrahmen ist folgendermaßen festgelegt:
Arbeitsbeginn: ..............................
Arbeitsende: ..............................
In betrieblich notwendigen Ausnahmefällen behält sich
die Arbeitgeberin bzw der Arbeitgeber die Beschrän-
kung der Gleitmöglichkeit durch die jeweilige Vorgesetz-
te bzw den jeweiligen Vorgesetzten ausdrücklich vor.

• In folgenden Betriebsabteilungen ist eine ausrei-
chende Besetzung an den einzelnen Wochentagen
in der Zeit von ...... bis ...... Uhr durch Absprache
der Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer unterei-
nander sicherzustellen:

............................................................................
Arbeitsleistungen außerhalb des Gleitzeitrahmens sind
nur nach vorheriger ausdrücklicher Anordnung durch
die Arbeitgeberin bzw den Arbeitgeber gestattet.

5. Beginn und Ende sowie Dauer der täglichen Ruhe-
pause
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer verpflichtet
sich, bei einer Gesamtdauer ihrer/seiner Tagesarbeits-
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zeit von mehr als 6 Stunden die Arbeitszeit durch eine Ru-
hepause von mindestens 30 Minuten zu unterbrechen.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann diese
Ruhepause innerhalb des folgenden Pausenrahmens
abhalten:
............................................................................

6. Höchstzulässige Dauer der täglichen Normalar-
beitszeit
Die tägliche Normalarbeitszeit darf ...... Stunden nicht
überschreiten.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer verpflichtet
sich, die höchst zulässige Dauer der täglichen Normal-
arbeitszeit einzuhalten.

7. Dauer der Gleitzeitperiode
Gleitzeitperiode ist jener Zeitraum, innerhalb dessen
die wöchentliche Normalarbeitszeit im Wochendurch-
schnitt das Ausmaß der kollektivvertraglichen wö-
chentlichen Normalarbeitszeit von ...... Stunden zu-
züglich bestehender Übertragungsmöglichkeiten
nicht überschreiten darf.
Die Gleitzeitperiode beträgt

• 3 Monate und deckt sich mit dem jeweiligen Kalen-
dervierteljahr

• .................... Monat/e und
beginnt am ..............................

8. Übertragungsmöglichkeit von Zeitguthaben und
Zeitschulden
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann ein
am Ende der Gleitzeitperiode bestehendes Zeitgutha-
ben von maximal ...... Stunden in die nächste Gleit-
zeitperiode übertragen. Die übertragenen Stunden
sind keine Überstunden sondern stellen Normalar-
beitszeit dar.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer kann eine
am Ende der Gleitzeitperiode bestehende Zeitschuld
von maximal ...... Stunden in die nächste Gleitzeitpe-
riode übertragen. Überschreitet am Ende einer Gleit-
zeitperiode die tatsächliche Zeitschuld dieses maxi-
mal übertragbare Ausmaß, wird die Differenz zwi-
schen maximaler Übertragungsmöglichkeit und tat-
sächlicher Zeitschuld mit dem Normalstundensatz
bei der Monatsabrechnung in Abzug gebracht.

• Aus den Zeitguthaben können maximal ...... freie
Tage (Gleittage) im Kalenderjahr konsumiert wer-
den. Die Konsumation dieser Gleittage bedarf einer
vorherigen schriftlichen Genehmigung durch die je-

weilige Vorgesetzte bzw den jeweiligen Vorgesetz-
ten.

9. Arbeitszeitaufzeichnung
Der Beginn und das Ende der Arbeitszeit werden
durch (zB elektronische Zeiterfassung)
.............................. aufgezeichnet.
Die Arbeitnehmerin bzw der Arbeitnehmer verpflichtet
sich, Beginn und Ende ihrer/seiner täglichen Arbeits-
zeit durch (zB entsprechendes Betätigen des Zeiter-
fassungsgerätes) aufzuzeichnen.
In den Fällen berechtigter Abwesenheit vom Arbeitsort
(zB bezahlte Dienstverhinderungen, Feiertage, Urlau-
be) wird für die Zeiterfassung die fiktive Normalar-
beitszeit der Arbeitnehmerin bzw des Arbeitnehmers
zugrunde gelegt.
Bei Dienstreisen wird die von der Arbeitnehmerin bzw
dem Arbeitnehmer bekannt zu gebende tatsächliche
Arbeitszeit, soweit diese innerhalb des Gleitzeitrah-
mens liegt, der (zB elektronischen)
.............................. Zeiterfassung zugrunde gelegt.

• Für die Zeiterfassung ist eine Gleitzeitbeauftragte
bzw ein Gleitzeitbeauftragter verantwortlich. Dieser
bzw diesem obliegt die Kontrolle der erfassten Zei-
ten, deren Korrektur, die manuelle Zeiteingabe in
den oben genannten Fällen sowie die Übertragung
von Zeitguthaben und Zeitschulden in die nächste
Gleitzeitperiode.

10. Beendigung des Arbeitsverhältnisses
Im Falle der Auflösung des Arbeitsverhältnisses sind
Zeitschulden bzw Zeitguthaben bis zum Ende des Ar-
beitsverhältnisses auszugleichen. Sind am Ende des
Arbeitsverhältnisses dennoch Zeitschulden oder Zeit-
guthaben offen, so werden bei der Endabrechnung
Zeitguthaben in Geld abgegolten, Zeitschulden mit
dem Normalstundensatz von der Endabrechnung ab-
gezogen.

11. Geltungsdauer

• Diese Betriebsvereinbarung tritt am
.............................. in Kraft und ist bis
.............................. befristet.

• Diese Betriebsvereinbarung tritt am
.............................. in Kraft und kann mit einer Frist
von 3 Monaten von beiden Vertragsparteien zum
Ablauf eines jeden Kalendermonates gekündigt
werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.
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.......................................................... ,am
Ort

...................................................................
Datum

...................................................................
Arbeitgeberin bzw Arbeitgeber

...................................................................
Vorsitzende bzw Vorsitzender des Betriebsrates

• Falls nicht zutreffend, bitte streichen!
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BEILAGE 2:

Muster Dienstzettel gemäß § 5 ÖRK-KV

DIENSTZETTEL

gemäß § 2 Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, BGBl 459/1993 (AVRAG)

1. Name und Anschrift der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers: ................................................................

.........................................................................................................................................................

.........................................................................................................................................................

2. Name und Anschrift der Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers: ............................................................

.........................................................................................................................................................

.........................................................................................................................................................

3. Beginn des Arbeitsverhältnisses: ...........................................................................................................

4. Probezeit ja*/nein*; Dauer der Probezeit: ..............................................................................................

5. Befristung ja*/nein*; Dauer der Befristung: ...........................................................................................

6. Kündigungsfrist: (§ 13 ÖRK-KV) .............................................................................................................

Kündigungstermin: (§ 13 ÖRK-KV) .........................................................................................................

7. Anzuwendende Normen der kollektiven Rechtsgestaltung (Bezeichnung von Kollektivvertrag, Satzung, Min-
destlohntarif, Lehrlingsentschädigung und Betriebsvereinbarung):
Kollektivvertrag des Österreichischen Roten Kreuzes

8. Kollektivvertrag*, Satzung*, Mindestlohntarif*, Betriebsvereinbarungen* liegen im

........................................................................................................................ zur Einsichtnahme auf.

9. Arbeits-(Einsatz)ort: .............................................................................................................................

10. Tätigkeit: ............................................................................................................................................

.........................................................................................................................................................

11. Einstufung lt. Kollektivvertrag*/Betriebsvereinbarung*/innerbetrieblichem Lohnschema*:

.........................................................................................................................................................

Kollektivvertragslohn/-gehalt: ..............................................................................................................

12. Entgelt:

a) Bruttostundenlohn: ..........................................................................................................................

b) Bruttomonatslohn/gehalt: ................................................................................................................

c) Zulagen: .........................................................................................................................................

d) Provisionen/Prämien: .......................................................................................................................
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e) Überstundenpauschale in Höhe von: .................... für .................... Überstunden/Monat

f) Reisekosten- u. Reiseaufwandsentschädigung, Diäten, Trennungsgeld etc. ............................................

g) Sonderzahlungen (Urlaubszuschuss, Weihnachtsremuneration etc) (§ 28 ÖRK-KV): ................................

h) sonstige Entgeltansprüche: ..............................................................................................................

13. Fälligkeit des monatlichen Entgelts und der Sonderzahlungen: ................................................................

14. Urlaubsausmaß pro Arbeits-*/Kalenderjahr*: .............................. Werktage*/Arbeitstage*

15. Arbeitszeit

a) wöchentliche Normalarbeitszeit (§ 15 ÖRK-KV): ..................................................................................

b) Verteilung der Normalarbeitszeit auf die einzelnen Wochentage: ........................................................

.........................................................................................................................................................

.........................................................................................................................................................

16. Name und Anschrift der Mitarbeiterinnen- bzw. Mitarbeiter-Vorsorgekasse: .............................................

.........................................................................................................................................................

.........................................................................................................................................................

...................................................................
Unterschrift der Arbeitgeberin bzw des Arbeit-

gebers(Firmenmäßige Zeichnung)

...................................................................
Ort und Datum
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BEILAGE 3:

Empfohlene Muster-Betriebsvereinbarung gem § 97Abs 1 Z 6 und Z 12 ArbVG

über die Anzahl der den Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmern zur Verfügung zu
stellenden Bekleidungsstücke, die Tragedauer sowie die Art der Reinigung der Arbeits-

und Sicherheitskleidung,

BETRIEBSVEREINBARUNG

abgeschlossen zwischen ..............................
und dem Betriebsrat für .............................. .

1. Gegenstand der Betriebsvereinbarung
Der § 12 Abs 3 des Kollektivvertrages des Österreichi-
schen Roten Kreuzes hält fest, dass die Anzahl der
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zur Verfü-
gung zu stellenden Bekleidungsstücke und die Trage-
dauer, sowie die Art der Reinigung auf Betriebsverein-
barungsebene entsprechend bedarfsorientiert zu re-
geln ist.

2. Anzahl, Art und Tragedauer der den Arbeitnehme-
rinnen bzw Arbeitnehmern zur Verfügung zu stellen-
den Bekleidungsstücke
Die Anzahl und die Art der Bekleidungsstücke, sowie
die Tragedauer sind in der jeweils aktuellen Fassung
der .............................. (Uniformordnung, Dienstklei-
derordnung, Anweisung, etc) .............................. der

Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers vom
.................... geregelt.
Diese .................... (Uniformordnung, Dienstkleider-
ordnung, Anweisung) .................... ist mittels Rund-
schreiben zu verlautbaren.

3. Art der Reinigung
Die Arbeits- und Sicherheitskleidung wird von der Ar-
beitgeberin bzw dem Arbeitgeber xx mal pro Monat
getauscht und gereinigt.
Besteht keine Tauschmöglichkeit, erhalten Arbeitneh-
merinnern bzw Arbeitnehmer eine monatliche Abgel-
tung von € 15 Euro pro Monat für die Reinigung.
Bei besonderer Verschmutzung – zB Kontaminierung -
erhalten die Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer für
die Reinigung bei einem Textilreinigungs- oder Wä-
schereibetrieb die Kosten gegen Rechnungslegung
ersetzt.

................................................................... , am ............................................................

...................................................................
Arbeitgeberin bzw Arbeitgeber

...................................................................
Vorsitzende bzw Vorsitzender des Betriebsrates
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ZUSATZ-KOLLEKTIVVERTRAG COVID-19
zum Kollektivvertrag des Österreichischen Roten Kreuzes

§ 1. Geltungsbereich

Dieser KV gilt:

1) räumlich:
für das Gebiet der Republik Österreich.

2) fachlich:
für alle Betriebe in den Bereichen Rettungs- und Sani-
tätsdienst (inkl. Krankentransportdienst), Blutspende-
dienst, Katastrophenhilfe sowie Gesundheits- und So-
ziale Dienste, deren Eigentümer oder Mehrheitsgesell-
schafter die ordentlichen Mitglieder des Österreichi-

schen Roten Kreuzes oder deren rechtliche selbständi-
ge Untergliederungen sind, sowie sonstige natürliche
oder juristische Personen mit einer „Mitgliedschaft Ar-
beitgeber“ gemäß § 4 Abs. 2 der Satzung des Österrei-
chischen Roten Kreuzes, ausgenommen das St. Anna
Kinderspital.

3) persönlich:
für alle Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer und
Lehrlinge der im fachlichen Geltungsbereich ange-
führten Betriebe.

§ 2. Dienstverhinderung bei SARS-CoV-2 Test (im folgenden „Test“)

1) Sofern Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer auf-
grund einer Bestimmung in einem Gesetz oder einer
Verordnung für das Betreten ihres Arbeitsortes einen
SARS-CoV-2 Testnachweis vorzulegen haben, ist der
Arbeitgeber bzw. die Arbeitgeberin verpflichtet, die
Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer während der
für die Teilnahme an einem Test erforderlichen Zeit
unter Fortzahlung des Entgelts von der Arbeit freizu-
stellen. Dies gilt auch für die hierfür erforderliche
An- und Abreisezeit zum Test. Sofern der Test nicht
im Betrieb durchgeführt wird, ist er tunlichst auf dem
Weg vom Wohnort zur Arbeitsstätte oder von der Ar-
beitsstätte zum Wohnort zu absolvieren. Der Anspruch
auf Freistellung gilt nicht für Arbeitnehmerinnen bzw.
Arbeitnehmer in Kurzarbeit.

2) Besteht für die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitneh-
mer keine gesetzliche Verpflichtung, einen SARS-CoV-
2 Test durchführen zu lassen, vereinbaren Arbeitneh-
merin bzw. Arbeitnehmer und Arbeitgeber bzw. Ar-
beitgeberin aber auf Wunsch des Arbeitgebers bzw.
der Arbeitgeberin eine Testung, so ist der Arbeitgeber
bzw. die Arbeitgeberin verpflichtet, die Arbeitnehme-
rin bzw. den Arbeitnehmer während der für die Teil-
nahme an einem Test erforderlichen Zeit unter Fort-
zahlung des Entgelts von der Arbeit freizustellen. Dies
gilt auch für die hierfür erforderliche An- und Abreise-
zeit zum Test. Dabei kann auch eine Pauschalabgel-
tung vereinbart werden.

3) Für die Durchführung von Tests im Sinne der Abs. 1
und 2 wird vereinbart:

a) Termin und Ort des Tests sind unter möglichster
Schonung des Betriebsablaufs und der Berücksichti-
gung der Diensteinteilung der Arbeitnehmerin bzw.
des Arbeitnehmers einvernehmlich zu bestimmen,
wenn im Betrieb keine Testmöglichkeit angeboten
wird.

b) Wird im Betrieb eine Testmöglichkeit angeboten
und wird diese in Anspruch genommen, gebührt eine
Abgeltung der Arbeitszeit im Sinne der Abs. 1 und 2
samt der vom Arbeitsplatz zum Testort nötigenWegzeit
im Betrieb. Wird eine im Betrieb angebotene Testmög-
lichkeit auf Wunsch der Arbeitnehmerin bzw. des Ar-
beitnehmers nicht in Anspruch genommen, gebührt
keine Abgeltung.

c) Werden Selbsttests außerhalb des Betriebes durch-
geführt und ist nach Art des Testkits keine Abgabe (z.B.
in einem Labor, Apotheke, etc.) vorgesehen, so besteht
kein Freistellungsanspruch; auch gebührt für den
Zeitaufwand weder Entgeltfortzahlung noch Arbeits-
zeit. Ist der Erhalt des Testergebnisses an eine Abgabe
außerhalb der Wohnung oder Arbeitsstätte gebun-
den, gilt für die Test- und Wegzeit je nach Grundlage
der Testdurchführung sinngemäß die jeweilige Rege-
lung in Abs. 1 oder 2.

– 27 –



§ 3. Entlastung bei dauerhaftem Maskentragen

Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer, die bei der
Ausübung der beruflichen Tätigkeit aufgrund von Ge-
setzen, Verordnungen oder einer betrieblichen Ver-
einbarung im Zusammenhang mit SARS-CoV-2 zum
Tragen einer den Mund- und Nasenbereich abdeck-

enden und enganliegenden mechanischen Schutz-
vorrichtung verpflichtet sind, ist durch geeignete ar-
beitsorganisatorische Maßnahmen, jedenfalls nach
3 Stunden Maskentragen, ein Abnehmen der Maske
für mindestens 10 Minuten zu ermöglichen.

§ 4. Benachteiligungsverbot und bestehende Regelungen

1) Arbeitnehmerinnen bzw. Arbeitnehmer dürfen we-
gen der Inanspruchnahme eines SARS-CoV-2 Tests
im Sinne des § 2 samt der hierzu in diesem Zusatzkol-
lektivvertrag festgelegten Ansprüche sowie aufgrund
eines positiven Testergebnisses nicht unsachlich be-
nachteiligt werden.

2) Bestehende Regelungen, insbesondere in Betriebs-
vereinbarungen, Arbeitsverträgen oder betriebliche
Übungen, die für die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeit-
nehmer günstigere Bestimmungen vorsehen, werden
durch diesen Zusatzkollektivvertrag nicht berührt.

§ 5. Geltungsdauer/Wirksamkeitsbeginn

Dieser Zusatzkollektivvertrag tritt mit dem auf seine Kundmachung im Amtsblatt zur Wiener Zeitung folgenden Tag
in Kraft und gilt bis 31.12.2021.
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ANHANG

zum Kollektivvertrag des Österreichischen Roten Kreuzes betreffend für das
Bundesland Vorarlberg

mit Gültigkeit ab 1. Jänner 2021

Dieser Anhang beinhaltet die landesspezifischen, dem
Anhang vorbehaltenen Bestimmungen des Kollektiv-

vertrages, die einen integrierenden Bestandteil des-
selben bilden.
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A. ARBEITNEHMER BZW ARBEITNEHMERINNEN, DIE BIS ZUM 31. 12. 2018
EINGETRETEN UND NICHT INS NEUE GEHALTSSYSTEM OPTIERT SIND

1. Verwendungsgruppenschema

Als Basis gilt das Verwendungs- und Dienstposten-
schema für Landes- und Gemeindeangestellte (siehe
Punkt 2.), welches die Einstufungen in die Gruppen
e/1 bis a/2 und in die Stufen 1 bis 23 vorsieht.
Die Zuordnung der Mitarbeiter erfolgt immer in die
Verwendungsstufe x/1 lt nachstehender Zuordnung.
Die Verwendungsstufe x/2 bleibt außerordentlichen
Leistungsauszeichnungen vorbehalten.

e/1: Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in Ret-
tungssanitäter-Ausbildung (RS) bzw Hilfskräfte
in Lager, Verwaltung
Ausbildungsvoraussetzungen: Erste-Hilfe-Kurs
(EH), Ausbildung Sicherer Einsatzfahrer (SEF)

d/1: Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer im Ret-
tungs- und Krankentransportdienst (RKT), Sach-
bearbeiterinnen bzw Sachbearbeiter in Verwal-
tung und Blutspendedienst (BSD)
Ausbildungsvoraussetzungen: EH, SEF, RS, Not-
fallsanitäter-Ausbildung (NFS), Lehrabschluss

c/1: Arbeitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer in Füh-
rungsfunktionen RKT-Dienst, Leitstellendisponen-
tinnen bzw Leitstellendisponenten, Dipl. Fach-
kräfte BSD, Sachbearbeiterinnen bzw Sachbear-
beiter mit Eigenverantwortung im Verwaltungs-
bereich
Ausbildungsvoraussetzungen: EH, SEF, RS, NFS,
Führungskräfteausbildung nach internen Richtli-
nien der Arbeitgeberin bzw des Arbeitgebers,
abgeschlossene Fachausbildung

b/1: Referatsleiterinnen bzw Referatsleiter, Buchhal-
terinnen bzw Buchhalter mit Buchhalterprüfung
Ausbildungsvoraussetzungen: Wie c/1, Reifeprü-
fung

a/1: Geschäftsführerinnen bzw Geschäftsführer, Me-
dizinerinnen bzw Mediziner, Laborleiterinnen
bzw Laborleiter
Ausbildungsvoraussetzungen: Fachausbildung,
Universitätsstudium

Die Gehaltstabelle der Gemeindebediensteten sieht
neben der Verwendungsstufe auch eine Eingliede-
rung nach Alter vor. Dabei zählt das jeweils vollendete
Lebensjahr lt Tabelle. Die Vorrückung erfolgt zu den
Stichtagen 1. 1. und 1. 7. D.h., wer sein Lebensjahr im
Zeitraum April – September vollendet, wird mit Stich-
tag 1. 7. in die nächst höhere Stufe vorgereiht; wer sein
Lebensjahr im Zeitraum Oktober – März vollendet,

wird mit Stichtag 1. 1. des Folgejahres in die nächst
höhere Stufe vorgereiht. Abweichend von § 30 Abs 1
und 2 des allgemeinen Teils dieses Kollektivvertrages
erfolgt die Einreihung in die Verwendungsgruppen e
– c der Gehaltstabelle je nach Lebensjahr nach fol-
gendem Schema:

Nach Vollendung des Lebens-
jahres

In die Gehaltsstufe der jeweili-
gen Verwendungsgruppe

20. 2

21. 2

22. 3

23. 3

24. 3

25. 4

26. 4

27. 5

28. 5

29. 5

30. 6

31. 6

32. 7

33. 7

34. 7

35. 8

36. 8

37. 9

38. 9

39. 9

40. 10

41. 10

42. 11

43. 11

44. 11

45. 12

46. 12

47. 13

48. 13

49. 13

50. 14

51. 14

52. 15

53. 15
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Nach Vollendung des Lebens-
jahres

In die Gehaltsstufe der jeweili-
gen Verwendungsgruppe

54. 15

55. 16

2. Gehaltstabelle

Gehalt samt besonderen Zulagen und Teuerungszulagen (in Euro)
gültig ab 1. Jänner 2021

Verwendungs- und Dienstpostengruppe

St. e/1 e/2 d/1 d/2 c/1 c/2 b/1 b/2 a/1 a/2

1 1.908,35 1.962,78 1.983,29 2.050,57 2.083,99 2.167,76

2 1.950,06 2.009,20 2.050,66 2.124,03 2.159,21 2.251,66 2.365,10 2.484,66

3 1.992,30 2.054,84 2.117,72 2.197,38 2.235,19 2.319,89 2.461,66 2.596,14

4 2.034,70 2.101,36 2.185,14 2.270,99 2.311,63 2.399,82 2.560,68 2.693,39 2.950,69 3.102,28

5 2.076,59 2.147,50 2.252,20 2.348,51 2.374,75 2.494,15 2.660,17 2.805,07 3.076,82 3.243,64

6 2.118,49 2.193,67 2.319,89 2.409,53 2.444,95 2.590,56 2.745,53 2.916,94 3.203,64 3.385,10

7 2.152,33 2.231,81 2.350,00 2.453,92 2.499,15 2.656,10 2.844,97 3.029,17 3.329,72 3.526,64

8 2.186,05 2.269,44 2.387,60 2.512,78 2.554,63 2.706,95 2.944,02 3.140,33 3.463,98 3.676,33

9 2.219,60 2.307,46 2.439,21 2.573,36 2.610,13 2.772,47 2.984,32 3.192,57 3.538,23 3.766,24

10 2.236,53 2.324,39 2.472,73 2.608,24 2.648,05 2.821,49 3.065,83 3.286,16 3.655,47 3.898,24

11 2.253,02 2.342,77 2.506,78 2.643,77 2.685,45 2.870,79 3.147,75 3.368,07 3.773,23 4.030,27

12 2.268,90 2.342,77 2.541,37 2.679,07 2.708,43 2.920,11 3.263,90 3.484,51 3.950,27 4.222,70

13 2.285,71 2.346,84 2.577,20 2.699,75 2.746,46 2.969,08 3.379,65 3.601,54 4.068,16 4.339,86

14 2.302,54 2.366,05 2.612,73 2.734,75 2.783,98 3.018,07 3.496,24 3.719,31 4.185,07 4.457,40

15 2.321,44 2.386,24 2.647,82 2.770,59 2.826,80 3.072,28 3.613,48 3.835,72 4.302,08 4.574,12

16 2.321,44 2.405,57 2.668,52 2.805,77 2.869,31 3.126,85 3.730,68 3.953,45 4.419,32 4.691,66

17 2.325,86 2.425,17 2.703,60 2.840,76 2.911,65 3.181,35 3.848,03 4.070,45 4.536,74 4.808,69

18 2.344,86 2.444,74 2.739,23 2.875,87 3.022,90 3.320,88 3.965,68 4.187,90 4.653,69 4.925,99

19 2.364,94 2.465,54 2.774,12 2.910,99 3.133,83 3.459,95 4.085,02 4.307,88 4.810,67 5.083,22

20 2.392,93 2.494,76 2.822,94 2.960,01 3.254,48 3.609,65 4.208,58 4.431,87 4.976,67 5.249,20

21 2.877,23 3.014,00 3.327,83 3.759,10 4.335,20 4.557,23 5.142,42 5.414,46

22 5.307,99 5.579,68

23 5.473,62 5.745,76

Die Basisgehälter werden jährlich zum 31. 12. wie die der Bediensteten des Landes Vorarlberg valorisiert. Die va-
lorisierten Gehälter treten mit 1. 1. des folgenden Jahres in Kraft.

3. Zulagen

Folgende Zulagen sind je nach Verwendung für Ar-
beitnehmerinnen bzw Arbeitnehmer des RKT bzw BSD
vorgesehen und erhöhen sich analog des Grundge-
haltes lt jährlicher Valorisierung durch das Land Vor-
arlberg. Die Zulagen verstehen sich als Brutto-Beträ-
ge (Stand 1. 1. 2021):

1. Nachtzulage ........................ € 69,72 pro Dienst
RKT

2. Bereitschaftszulage
12 Stunden RKT ..................... € 44,70 pro Dienst
14 Stunden RFL Leitstelle ........ € 52,15 pro Dienst

3. Erschwerniszulage
RKT und BSD (nicht Verwal-
tung) ................................... € 161,47 pro Monat

4. Gefahrenzulage
BSD (nicht Verwaltung) ......... € 124,42 pro Monat

5. Verwendungszulage I für dipl.
Personal
bis zum 20. Dienstjahr – BSD
(nicht Verwaltung) ................ € 226,83 pro Monat
ab dem 21. Dienstjahr – BSD
(nicht Verwaltung) ................ € 270,36 pro Monat

6. Verwendungszulage I für RKT
Personal
bis zum 20. Dienstjahr – RKT .. € 85,68 pro Monat
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ab dem 21. Dienstjahr – RKT .. € 103,57 pro Monat
7. Verwendungszulage II für dipl.

Personal
BSD (nicht Verwaltung) .......... € 264,04 pro Monat

8. Sonn- und Feiertagszulage
RKT ...................................... € 5,47 pro Stunde

Die pauschalierten Gefahren- und Erschwerniszula-
gen basieren auf Durchschnittsberechnungen, in de-
nen auch die Zeiten des Erholungsurlaubes und sons-
tige Abwesenheiten vom Dienst berücksichtigt sind.
Bei den pauschalierten Zulagen handelt es sich um
pauschalierte Nebenbezüge im Sinne der Nebenbe-
zügeverordnung. Sie sind mit Ausnahme der Verwen-
dungszulagen I und II nicht sonderzahlungsfähig.
Die Haushalts- bzw Familien- und Kinderzulage wird
analog dem Vorarlberger Gemeindeangestelltenge-
setz gewährt.
Es wird eine Kinderzulage gewährt, sofern eine aktuell
gültige Bestätigung über den Familienbeihilfenbezug
vorgelegt wird. Für die Zeiten eines Zivil- oder Prä-
senzdienstes des Kindes wird ebenfalls die Kinderzula-
ge ausbezahlt. Unterbrechungen bis zu drei Monaten
für die Zeit zwischen Berufs-/Schulausbildung und
Präsenz-/Zivildienst unterbrechen den Bezug der Kin-
derzulage nicht. Das Höchstalter des Kindes für die
Gewährung der Kinderzulage während der Berufs-/
Schulausbildung beträgt 25 Jahre.

Stand 2021:

Haushaltszulage bzw Familienzu-
lage ........................................... € 71,45 pro Monat
Kinderzulage für das 1. Kind ........ € 81,44 pro Monat
Kinderzulage für das 2. Kind ........ € 82,33 pro Monat
Kinderzulage für das 3. Kind ........ € 86,96 pro Monat
und für jedes weitere Kind ............ € 90,09 pro Monat

Haushalts- bzw Familienzulage sowie die Kinderzula-
ge kann nur ein Anspruchsberechtigter bzw eine An-
spruchsberechtigte pro Haushalt beziehen. Diese bei-
den Zulagen sind sonderzahlungsfähig.
Hat ein Mitarbeiter die höchste Vorrückung lt Dienst-
jahren erreicht, so besteht auf Ansuchen die Möglich-
keit, eine Dienstalterszulage lt folgender Tabelle zu er-
halten. Ein Rechtsanspruch besteht nicht.

Dienstalterszulage:
Verwendungsgruppe – Dienstpostengruppe (in Euro)

Gruppe
e/1

Gruppe
e/2

Gruppe
d/1

Gruppe
d/2

Gruppe
c/1

Gruppe
c/2

25,50 28,00 44,70 48,17 62,19 79,57

Gruppe
b/1

Gruppe
b/2

Gruppe
a/1

Gruppe
a/2

103,69 109,08 132,79 139,13

4. Überstundenteiler

Der Überstundenteiler beträgt für alle Arbeitnehmer 1/173.

5. Reisegebührenregelung

Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen werden vom
Arbeitgeber bzw der Arbeitgeberin Reisegebühren
vergütet, wenn folgende Umstände eintreten:
Dienstlich angeordnete bzw notwendige Fahrten im
Sinne der Aufgabenerfüllung mit dem Privat-PKW,
wenn die zurückgelegte Strecke zusätzlich zum Ar-
beitsweg anfällt bzw den täglichen Arbeitsweg verlän-
gert, werden mit dem amtlichen Kilometergeld von
derzeit € 0,42 vergütet.
Wegstrecken zu Außenstellen der Hauptdienststelle
werden zur Ableistung der Dienste laut Dienstplan
mit dem halben amtlichen Kilometersatz in Höhe von
€ 0,22, zusätzlich zur normalen Fahrkostenvergütung,
vergütet, wenn der Kilometeraufwand größer ist als
zur Hauptdienststelle.
Reisekosten für Reisen in andere Bundesländer oder
ins Ausland werden zu 100% laut Beleg ersetzt, sofern

vor Antritt der Reise diese bewilligt und das Reisemittel
mit dem bzw der direkten Vorgesetzten definiert wur-
de.
Nächtigungsgebühren für Reisen in andere Bundes-
länder oder ins Ausland werden zu 100% laut Beleg
ersetzt, sofern vor Antritt der Reise diese bewilligt
und das Quartier mit dem bzw der direkten Vorgesetz-
ten definiert wurde.
Ein voller Tagesverpflegungssatz kommt dann zur
Auszahlung, wenn der Aufenthalt außerhalb der Vor-
arlberger Landesgrenzenmehr als 10 Stunden beträgt
und keine Einladung vorliegt. Der Tagessatz in Höhe
von € 33,60 wird in 12/12 unterteilt, davon 2/12 für
Frühstück, 5/12 für Mittagessen und 5/12 für das
Abendessen. Ein teilweiser Tagessatz ist nicht vorgese-
hen.
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6. Weitergeltung bestehender Vereinbarungen

Folgende vor Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages
abgeschlossene Vereinbarungen bleiben im Rahmen
der Regelungen des § 40 des Kollektivvertrages des
Österreichischen Roten Kreuzes auch weiterhin gültig:

1. Österreichisches Rotes Kreuz, Landesverband Vor-
arlberg

a) Betriebsvereinbarung über gleitende Arbeitszeit
Landesverband, in Kraft getreten am 01. 04. 2014

b) Betriebsvereinbarung über Arbeitszeitregelung
Blutbank, in Kraft getreten am 01. 01. 2016

c) Betriebsvereinbarung Abgeltung Sonderzahlung
bei der mobilen Blutaufbringung, in Kraft getreten
am 1. 4. 2014

d) Betriebsvereinbarung über die Auswahl der APK-
Vorsorgekasse AG – neu abgeschlossen, in Kraft
getreten am 1. 1. 2014

e) Betriebsvereinbarung über die Arbeitszeitregelung
im Rettungs- und Krankentransportdienst für Mitar-
beiter, Mitarbeiterinnen, die vor dem 1. 1. 2019 ein-
getreten und nicht ins neue Gehaltssystem optiert
sind, in Kraft getreten am 1. 1. 2019

f) Betriebsvereinbarung Dienstjubiläen, in Kraft ge-
treten am 1. 1. 2014

g) Betriebsvereinbarung über Abgeltung Ersatzdiens-
te und Überstunden, in Kraft getreten am 1. 1. 2017

B. ARBEITNEHMER BZW ARBEITNEHMERINNEN, DIE AB 1. 1. 2019
EINGETRETEN ODER MIT 1. 1. 2019 INS NEUE GEHALTSSYSTEM OPTIERT

SIND

1. Verwendungsgruppen:

Grundlage für die Verwendungsgruppen bildet der
neue Einreihungsplan für die Arbeitnehmerinnen bzw
Arbeitnehmer des Roten Kreuzes Vorarlberg. Dieser

Einreihungsplan ist in Modellstellen mit Modellfunktio-
nen eingeteilt:
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a.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion RKT Dis-
ponenten bzw Disponentinnen:
Annahme und Weiterleitung der Einsätze des Ret-
tungsdienstes entsprechend ihrer Dringlichkeit, Über-
wachung und Koordination aller Hilfs- und Rettungs-
einsätze mit den Krankenhäusern, Funktionsüberprü-
fung der für das Leitstellenpersonal relevanten Gerä-
te.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus

• Selbstständigkeit/Fachkompetenz

7 8 9

1 2 3

Einsatzsachbear-
beiterin bzw Ein-
satzsachbearbei-
ter im Normal-
dienst: Weiterlei-
tung und Koordi-
nation der Ret-
tungseinsätze

Selbstständige
Koordination der

Leitstelle im
Schichtbetrieb,

Weiterleitung der
Rettungseinsätze

Zusätzlich zu Stu-
fe 2:

Durchführung
anspruchsvoller
Aufgaben wie
Einsatzleitung,
Training/Ausbil-
dung von Mitar-
beitern bzw Mit-
arbeiterinnen,
Entwicklung von
Qualitätsstan-

dards
 Selbstständig-

keit/
Fachkompetenz

b) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion RKT
Calltaker bzw. Calltakerinnen:
Annahme der Anrufe der Servicenummern. Einstufung
der Dringlichkeit, Vorbereitung der Einsätze für die
Gesundheitsberatung, Übergabe der Notfälle in die
Notfallleitstelle

5

1

Calltaker bzw
Calltakerin

c.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion RKT
Notfallsanitäter bzw Notfallsanitäterin
Qualifizierte Durchführung von Rettungseinsätzen so-
wie lebensrettender Sofortmaßnahmen, Betreuung
von Notfallpatienten bzw Notfallpatientinnen, Tätig-
keiten entsprechend der Notfallkompetenz, Lenken
der Einsatzfahrzeuge, Sicherstellung der Einsatzbe-
reitschaft der Fahrzeuge und der medizinischen Aus-
rüstung.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus

• Fachkompetenz/Aufgabenbereich

6 7 8 9

1 2 3 4

Arbeitneh-
merinnen
bzw Arbeit-

Selbstständi-
ge, eigen-

verantwortli-

Zusätzlich
zur Stufe 2:
Tätigkeiten

Zusätzlich
zur Stufe 3:
Vertretung

nehmer in
Ausbildung
zum Notfall-
sanitäter bzw
zur Notfall-
sanitäterin

che Versor-
gung kran-
ker, verletz-

ter und
sonstiger

hilfsbedürfti-
ger Personen

entspre-
chend der
aktuellen
Standards,
qualifizierte
Durchfüh-
rung von le-
bensretten-
den Sofort-
maßnah-

men;
Unterstüt-
zung des
Arztes bzw

der Ärztin bei
allen notfall-
und kata-
strophen-
medizini-

schen Maß-
nahmen, Be-
treuung von
Notfallpati-
enten bzw
Notfallpati-
entinnen

entspre-
chend der
Berechti-
gung zur
Durchfüh-
rung von

Notfallkom-
petenzen, zB
die Verab-
reichung
spezieller

Arzneimittel,
Venenzu-

gang, Infusi-
on und Intu-
bation (ge-
mäß §10 und
11 Sanitäter-
gesetz) und
3 Jahre Be-
rufspraxis

NKV

des Leiters
bzw der Lei-
terin in allen
Aufgaben

der operati-
ven Führung
der Dienst-
stelle, fachli-
che Bera-
tung und
Unterwei-
sung von

Kollegen bzw
Kolleginnen

 Fach-
kompetenz/
Aufgaben-
bereich

d.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion RKT Ret-
tungssanitäter bzw RKT Rettungssanitäterin
Durchführung von Rettungseinsätzen sowie lebensret-
tender Sofortmaßnahmen, Lenken der Einsatzfahrzeu-
ge, Sicherstellung der Einsatzbereitschaft der Fahr-
zeuge und medizinischen Ausrüstung, Reinigung des
Wageninneren von verschmutztem Inventar.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus

• Fachkompetenz/Aufgabenbereich

4 5

1 2

Rettungssanitäter
bzw Rettungssa-
nitäterinnen in
Ausbildung, Ein-
satz im Aufga-
bengebiet der

Rettungssanitäter
bzw Rettungssa-
nitäterinnen und/
oder Fahrer bzw
Fahrerinnen von
Einsatzfahrzeu-

gen

Selbstständige,
eigenverantwort-
liche Versorgung
kranker, verletzter

und sonstiger
hilfsbedürftiger
Personen ent-
sprechend der
aktuellen Stan-

dards,
qualifizierte

Durchführung
von lebensretten-
den Sofortmaß-

nahmen

 Fachkompe-
tenz/

Aufgabenbereich
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e.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Ge-
sundheit ärztlicher Experte bzw ärztliche Expertin
Erstellung von Expertisen zu komplexen, auch kontro-
versiellen medizinischen Aufgabenstellungen, Über-
nahme von konzeptionellen Aufgaben wie Einführung
neuer Methoden / Verfahren, Entwicklung von Stan-
dards und Prozeduren, was profundes Expert/innen-
wissen erfordert, Beratung der Geschäftsführung in
der strategischen Ausrichtung des Roten Kreuzes, Un-
terweisung von Kollegen bzw Kolleginnen in an-
spruchsvollen medizinischen Themenstellungen.

20

1

Ärztliche Exper-
ten bzw Ärztliche

Expertinnen

f.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Gesund-
heit Allgemeinmediziner bzw Allgemeinmedizinerin
Ärzte bzw Ärztinnen mit abgeschlossener Ausbildung
zum bzw zur Allgemeinmediziner bzw Allgemeinmedi-
zinerin. Ausführung spezifischer Tätigkeiten, für die
keine Ausbildung zum Facharzt erforderlich ist.
Einsatz bei der medizinischen Begleitung von Kran-
kentransporten, als Betriebsarzt bzw Betriebsärztin,
Notarzt bzw Notärztin oder Sekundararzt bzw Sekun-
darärztin.

17

1

Allgemeinmedi-
ziner bzw Allge-
meinmedizine-

rinnen

g.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Ge-
sundheit Dipl. Pflege
Telefonische Beratung von Klienten bzw Klientinnen in
medizinischen Fragestellungen, Empfehlungen zu
therapeutischen Maßnahmen oder zur Inanspruch-
nahme ärztlicher Versorgung.
oder:
Blutabnahme, Ausführung der operativen Tätigkeiten
in der Blutbank entsprechend der vorgegebenen
Qualitätsstandards.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Aufgabenbreite

9 10

1 2

Telefonische Be-
ratung von Pa-
tienten bzw Pa-

tientinnen.
ODER:

Blutabnahme,
operative Tätig-

Zusätzlich zur
Stufe 1: Koordi-

nation der opera-
tiven Aufgaben in

der Blutbank,
Auftragserteilung
und Unterweisung
von Kollegen bzw

 Aufgaben-
breite

keiten in der Blut-
bank

Kolleginnen

h.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Ge-
sundheit Pflegeassistenz/Pflegefachassistenz
Blutabnahme, Aufbereitung und Ausführung operati-
ver Tätigkeiten in der Blutbank
Bereitstellung von Medikamenten, Arzneiformen – nur
unter Aufsicht einer diplomierten Fachkraft
Unterschiede in der Stellenanforderung ergeben sich
aus:

• Ausbildung

6 7

1 2

Blutabnahme,
Blutaufbereitung
Ausführung ope-
rativer Tätigkeiten

Blutabnahme,
Blutaufbereitung
Ausführung ope-
rativer Tätigkei-
ten, Bereitstellung
von Medikamen-
ten, Arzneiformen

 Ausbildung

i.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Gesund-
heit Assistenz Blutbank
Ausführung von Detailarbeiten innerhalb eines Aufga-
bengebiets in der Blutbank. Die auszuführenden Tä-
tigkeiten sind genau in Betriebsvorschriften und
Handbüchern geregelt, die vorgegebenen Abläufe
sind einzuhalten.

5

1

Einzelne
Stamm-/Routi-
neaufgaben

j.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Aus- und
Weiterbildung des Rettungsdienstes
Vorbereitung und Moderation von Aus- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen für den Rettungsdienst, Ab-
stimmung der Programme auf die Teilnehmerstruktur.
In anspruchsvoller Situation auch Organisation, Koor-
dination und Steuerung von Lehrgängen, Evaluierung
der Lehrgänge, Überarbeitung und Weiterentwick-
lung von Lehrgängen.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Wirkungsbreite

10 11

1 2

Selbstständige
Vorbereitung,
Durchführung
und Moderation
von Lehrgängen
für den Rettungs-
dienst, Anpassung
der vorgegebe-
nen Programme
an die Teilnehmer

Zusätzlich zur
Stufe 1:

Organisation/Ko-
ordination, Eva-
luierung und
Weiterentwick-
lung von Lehr-
gängen für den
Rettungsdienst,
fachliche Bera-

 Wirkungs-
breite
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bzw Teilnehme-
rinnen

tung von Kollegen
bzw Kolleginnen

k.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Aus-
und Weiterbildung Erste Hilfe
Vorbereitung und Moderation von Erste-Hilfe-Kursen
entsprechend detailliert vorgegebener Ausbildungs-
programme.

6

1

Selbstständige
Vorbereitung,
Durchführung
und Moderation
von Erste-Hilfe-

Kursen

l.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Führung
IIA
Führungskräfte der zweiten Führungsebene, die ein
Referat eigenverantwortlich führen. Das Referat ist di-
rekt einem Geschäftsleiter bzw einer Geschäftsleiterin
unterstellt. Neben der Führungsverantwortung ist der
Aufgabenbereich maßgeblich durch grundsätzliche
Konzeptionen sowie Mitwirkung bei der Festlegung
der Geschäftsbereichsstrategie gekennzeichnet.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Wirkungsbreite

• Lösungsart

Lösungsart 
Erarbeitung

komplexer, viel-
seitiger Lösun-
gen in Grund-
satzfragen

20 21

2b 3

Erarbeitung
komplexer Lö-
sungen in be-
kannten Vorha-

ben

19 20

1 2a

Bearbei-
tung eines
umfassen-
den, stark
vernetzten
Fachbe-
reichs

Bearbei-
tung meh-
rerer an-

spruchsvol-
ler Fachbe-

reiche

 Wir-
kungsbreite

m.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Füh-
rung IIB
Führungskräfte der zweiten Führungsebene, die ein
Referat eigenverantwortlich führen. Der Referatsleiter
bzw die Referatsleiterin ist direkt einemGeschäftsleiter
bzw einer Geschäftsleiterin unterstellt. Ausführung von
anspruchsvollen Sachaufgaben, Erarbeitung von
Problemlösungen und Expertisen sowie Führungsauf-
gaben wie Einsatzplanung und überwachung. Insbe-
sondere auch Personalführungsaufgaben wie:

• Personalbedarfsermittlung im Hinblick auf Erforder-
nisse der Organisation und absehbaren Personal-
wechsel: Bedarfsoptimierung in kapazitiver und
qualitativer Hinsicht

• Personalbeschaffung: Mitwirkung bei Ausschrei-
bung, Auswahl und Einführung

• Personalbetreuung und -entwicklung: Personalbe-
urteilung, Erkennen von Qualifikation/Fähigkeiten,
Mitarbeiter- bzw Mitarbeiterinnengespräch, Förde-
rung, Karriereplanung, Fortbildung, Gehaltsent-
wicklung

Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Handlungsspielraum

• Aufgabencharakter

Aufgabencha-
rakter 

Aufgaben in ei-
nem in der Or-
ganisation stark

vernetzen
Fachbereich

16 17

2b 3

Aufgaben in ei-
nem klar abge-
grenzten Fach-

bereich

15 16

1 2a

Grobe Rah-
menvorga-

ben

Konkrete
Ziele, brei-
ter Hand-
lungsspiel-
raum in der
Wahl der
Mittel

 Hand-
lungsspiel-

raum

n.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Füh-
rung III
Direkte Führung von ausführenden Mitarbeitern bzw
Mitarbeiterinnen auf der untersten Führungsebene.
Ausführung von Sachaufgaben und täglichen Füh-
rungsaufgaben wie Einsatzplanung und -überwa-
chung. Insbesondere auch Personalführungsaufga-
ben wie:
Personalbedarfsermittlung im Hinblick auf Erforder-
nisse der Organisation und absehbaren Personal-
wechsel: Bedarfsoptimierung in kapazitiver und quali-
tativer Hinsicht
Personalbetreuung und -entwicklung: Personalbeur-
teilung, Erkennen von Qualifikation/Fähigkeiten, Mit-
arbeiter- bzw Mitarbeiterinnengespräch, Förderung,
Karriereplanung, Fortbildung
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Aufgabenbereich

• Führungsspanne
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Führungs-
spanne 

Direkte Führung
von mehr als

40 Mitarbeitern
bzw Mitarbei-
terinnen (1)

12 13 14

3c 4b 5

Direkte Führung
von 21 bis

40 Mitarbeitern
bzw Mitarbei-
terinnen (1)

11 12 13

2b 3b 4a

Direkte Führung
von bis zu 20
Mitarbeitern
bzw Mitarbei-
terinnen (1)

10 11 12

1 2a 3a

Gleicharti-
ge Sachbe-

reiche

Mehrere,
heterogene
Sachberei-

che

Überschau-
barer ab-
gegrenzter
Fachbe-
reich

 Aufga-
benbereich

(1) Zur Führungsspanne zählen auch Zivildiener.

o.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Kfm./
Adm. Experte bzw Expertin
Dispositive / konzeptionelle Bearbeitung von komple-
xen, mitunter auch kontroversen Problemstellungen.
Die Aufgaben und Aufträge haben häufig Projektcha-
rakter. In anspruchsvoller Situation auch Entwicklung
von Konzepten / Strategien. Erstellung von Entschei-
dungsgrundlagen nach Prüfung der Sachverhaltsdar-
stellung. Tiefgreifende Kenntnis der fachspezifischen,
gesetzlichen Grundlagen.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Lösungsprozess

15 16

1 2

Erarbeitung von
Standardlösun-
gen, Expertisen

Erarbeitung von
Lösungen/Exper-
tisen mit hohem
innovativem, kon-
zeptionellem An-

teil

 Lösungspro-
zess

p.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Kfm./
Adm. Fachbearbeitung
Bearbeitung von fallbezogenen, individuellen Aufga-
benstellungen innerhalb grober Rahmenvorgaben.
Erfordert systematische Kenntnisse der fachspezifi-
schen und gesetzlichen Grundlagen im Fachbereich,
auch die Fähigkeit zu analysieren und strukturiert zu
recherchieren. Erarbeitung von Analysen und Stel-
lungnahmen, Prüfung von Sachverhalten, Verfassung
von Gutachten und Berichten.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Grad der Fachführung

• Komplexität Fachbereich

Komplexität
Fachbereich 
Komplex, um-
fassend vielsei-

tig

12 13

2b 3

Abgegrenzt,
überschaubar

11 12

1 2a

Fachliche
Betreuung

Fachliche
Kontrolle,
Arbeitsver-
teilung

Grad der
Fachfüh-

rung

q.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Kfm./
Adm. Sachbearbeitung spezialisiert
Eigenverantwortliche Bearbeitung von fallbezogenen
Aufgabenstellungen nach Musterabläufen, Richtli-
nien, Gesetzen innerhalb von Sachbereichen im Ver-
waltungsbereich. Abklärungen, standardisierte Analy-
sen, Berichterstattung und Stellungnahmen.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Komplexität Sachbereiche

• Handlungskompetenz

Handlungs-
kompetenz 
Fachliche Be-
treuung, Unter-
weisung von
Kollegen bzw
Kolleginnen

9 10

3b 4

Aktiv: Vorberei-
tung, Durchfüh-
rung der Fälle,
Abstimmung

der Planungen/
Disposition auf
individuell,

wechselnde Si-
tuationen

8 9

2b 3a

Reaktiv: vielsei-
tige Ausführun-
gen nach gro-
bem Auftrag

7 8

1 2a

Homogen:
mehrere

gleichartige
Sachberei-

che

Heterogen:
mehrere
verschie-
denartige
Sachberei-

che

 Komple-
xität Sach-
bereiche

r.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Kfm./
Adm. Sachbearbeitung allgemein
Ausführung von Detailarbeiten innerhalb eines Sach-
gebietes im Verwaltungsbereich: Formularbearbei-
tung, Detailabklärungen, Erteilung von Routineaus-
künften usw
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Einsatzspektrum

• Handlungsspielraum
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Handlungs-
spielraum 
Aktive Bearbei-
tung: Eigen-

ständige Festle-
gung in Aus-

führungen (Op-
timierung)

5 6

2b 3

Reaktive Bear-
beitung: Klare,
eng gesteckte
Richtlinien /
Vorgaben

4 5

1 2a

Einzelne
Stamm-auf-

gaben

Breites Auf-
gaben-
spektrum

 Einsatz-
spektrum

s.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion Kfm./
Adm. Servicedienste
Ausführung von einfachen Routinearbeiten im Ver-
waltungsbereich.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Auftragscharakter

• Selbstständigkeit

Selbstständig-
keit 

Eigenständig 2 3

2b 3

Erhält Unter-
stützung, Über-

prüfung

1 2

1 2a

Einzelne
Aufträge –
kein Eingriff
in Arbeits-
abläufe

Stammauf-
träge – An-
passung
Arbeitsab-
läufe im
Rahmen

dieser Auf-
gaben

 Auf-
tragscha-
rakter

t.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion IKT Sys-
temberatung
Analyse betrieblicher Abläufe, Entwicklung von Kon-
zepten und Vorgaben Verantwortung für gesamte
Umsetzung (inhaltlich, technisch, organisatorisch ...).
Implementierung; großteils Projektarbeit.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Innovationsgrad

15 16

1 2

Großteils konven-
tionelle Prozesse,
Adaptierungen
nach konkreten

Zielen

Neugestaltung
von Prozessen

nach generellen
Zielen

 Innovations-
grad

u.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion IKT Sys-
tementwicklung
Entwicklung, Betreuung, Implementierung und Custo-
mizing von IT-Systemen: überwiegend in Projektarbeit.
Eigenverantwortliche Bearbeitung von umfassenden
Problemstellungen.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Projektumfang

12 13

1 2

Teilsysteme Gesamtsysteme  Projektumfang

v.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion IKT Sys-
tembetrieb
Einsatzplanung, Administration, Organisation des
operativen IT-Betriebes, Prozessoptimierung, Konzep-
tion von Ablaufroutinen.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Aufgabencharakter

• Fachführung

Fachführung


Arbeitsvertei-
lung, Kontrolle,
Mitarbeiter-
bzw Mitarbei-
terinnen In-
struktion

10 11

2b 3

Fachliche Be-
treuung ande-
rer Mitarbeiter
bzw Mitarbei-

terinnen

9 10

1 2a

Vielseitige
Aufgaben
nach ein-
deutigen
Richtlinien,
Gewohn-

heiten oder
Erfahrung

Anspruchs-
volle Auf-
gaben,
Analyse,
profunde
Fachkennt-

nisse

 Auf-
tragscha-
rakter

w.) Modellstellenportfolio zur Modellfunktion IKT
Support
Help-Desk-Unterstützung der IT-Benutzer. Installation
von Programmen, Einrichten von PCs. Bearbeitung
von fallbezogenen Problemstellungen nach Muster-
abläufen, (genauen) Richtlinien innerhalb des Aufga-
bengebietes, inkl dazu erforderlicher Erörterungen
und Abklärungen mit Benutzern (Anwendertipps) usw.
Unterschiede in den Stellenanforderungen ergeben
sich aus:

• Kommunikationspartner
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6 7

1 2

Routinepartner Fachlich an-
spruchsvolle Part-

ner

 Kommunika-
tionspartner

2. Gehaltsschema

Sämtliche Stellen im neuen Gehaltssystem sind im
neuen Einreihungsplan Modellstellen undModellfunk-
tionen zugeordnet.
Die Basis für die Gehaltstabelle bildet die Tabelle für
die Vorarlberger Gemeindeangestellten (Vorarlber-
ger Gemeindeangestelltengesetz 2005) in der aktuel-

len Fassung. Diese Tabelle wird nach festgelegten
Prozentsätzen reduziert und bildet den KV-Mindestge-
halt. Die Basisgehälter werden jährlich zum 31. 12. va-
lorisiert. Die valorisierten Gehälter treten mit 1. 1. des
folgenden Jahres in Kraft.

Gehaltsschema 2021

Gehalts-
stufe 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

Gehalts-
klasse

Stellen-
wert bis

1 15 1.658,61 1.750,53 1.827,14 1.873,11 1.903,73 1.919,08 1.919,08 1.919,08 1.919,08 1.919,08 1.919,08 1.919,08

2 18 1.731,86 1.828,14 1.908,43 1.956,58 1.988,69 2.004,75 2.004,75 2.004,75 2.004,75 2.004,75 2.004,75 2.004,75

3 21 1.827,74 1.929,81 2.014,86 2.065,89 2.099,91 2.133,92 2.133,92 2.133,92 2.133,92 2.133,92 2.133,92 2.133,92

4 24 1.937,23 2.045,86 2.136,42 2.190,71 2.226,94 2.263,15 2.263,15 2.263,15 2.263,15 2.263,15 2.263,15 2.263,15

5 27 2.045,35 2.160,55 2.256,57 2.314,17 2.352,57 2.390,96 2.410,14 2.410,14 2.410,14 2.410,14 2.410,14 2.410,14

6 30 2.154,74 2.276,63 2.378,19 2.439,13 2.479,77 2.520,41 2.540,69 2.540,69 2.540,69 2.540,69 2.540,69 2.540,69

7 33 2.298,60 2.429,25 2.538,08 2.603,39 2.646,94 2.690,49 2.712,26 2.734,01 2.734,01 2.734,01 2.734,01 2.734,01

8 36 2.405,43 2.542,62 2.656,94 2.725,55 2.771,27 2.816,99 2.862,73 2.885,61 2.908,44 2.908,44 2.908,44 2.908,44

9 39 2.537,12 2.682,36 2.803,40 2.876,02 2.924,42 2.972,82 3.021,26 3.069,67 3.093,88 3.118,08 3.118,08 3.118,08

10 42 2.659,08 2.811,76 2.939,02 3.015,41 3.066,26 3.117,23 3.168,68 3.220,09 3.271,49 3.297,20 3.322,90 3.322,90

11 45 2.799,91 2.988,03 3.122,86 3.231,43 3.285,71 3.340,00 3.394,27 3.448,55 3.502,84 3.530,00 3.557,13 3.584,25

12 48 2.931,12 3.157,84 3.328,71 3.442,63 3.528,07 3.613,51 3.670,48 3.727,45 3.755,91 3.784,39 3.812,87 3.841,34

13 51 3.104,91 3.407,18 3.588,56 3.709,45 3.800,17 3.860,61 3.921,05 3.981,53 4.041,99 4.102,41 4.132,67 4.162,88

14 54 3.272,03 3.587,51 3.783,33 3.924,75 4.037,18 4.132,67 4.207,61 4.275,31 4.335,73 4.390,14 4.439,68 4.484,42

15 57 3.508,96 3.857,07 4.072,24 4.229,36 4.352,67 4.452,98 4.540,01 4.616,17 4.682,65 4.741,90 4.796,27 4.847,00

16 60 3.799,05 4.174,98 4.409,48 4.579,90 4.712,87 4.824,07 4.917,15 4.998,14 5.071,86 5.135,94 5.195,18 5.248,35

17 63 4.089,17 4.506,19 4.763,65 4.952,21 5.099,66 5.221,74 5.325,72 5.415,17 5.494,94 5.567,46 5.632,74 5.691,96

18 66 4.403,44 4.862,75 5.149,23 5.357,15 5.520,32 5.654,48 5.769,34 5.869,66 5.957,89 6.037,65 6.109,00 6.175,45

19 69 4.774,53 5.273,74 5.584,37 5.809,21 5.986,90 6.134,38 6.258,89 6.366,48 6.463,14 6.548,97 6.627,54 6.698,87

20 72 5.138,36 5.690,76 6.032,83 6.281,85 6.478,87 6.639,63 6.777,44 6.897,11 7.003,49 7.097,75 7.183,59 7.263,35

21 75 5.526,36 6.134,38 6.512,72 6.787,11 7.003,49 7.176,33 7.333,47 7.465,22 7.581,25 7.686,43 7.781,91 7.867,74

22 78 5.919,21 6.570,63 6.975,69 7.270,60 7.501,47 7.692,47 7.854,42 7.995,86 8.121,57 8.233,98 8.335,51 8.428,60

23 81 6.286,68 6.996,22 7.436,20 7.756,54 8.009,16 8.215,86 8.393,56 8.547,04 8.683,66 8.805,74 8.915,70 9.017,27

3. Zulagen

Folgende Zulagen sind je nach Verwendung für Ar-
beitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen des RKT bzw BSD
vorgesehen und erhöhen sich analog des Grundge-
haltes lt jährlicher Valorisierung (Stand 1. 1. 2021)

1. Nachtzulage .......................... € 69,72 pro Dienst
RKT

2. Bereitschaftszulage
12 Stunden RKT ...................... € 44,70 pro Dienst
14 Stunden RFL ...................... € 52,15 pro Dienst

3. Sonn- und Feiertagszulage ..... € 5,47 pro Stunde
Es wird eine Kinderzulage gewährt, sofern eine
aktuell gültige Bestätigung über den Familienbei-
hilfenbezug vorgelegt wird. Für die Zeiten eines
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Zivil- oder Präsenzdienstes des Kindes wird eben-
falls die Kinderzulage ausbezahlt. Unterbrechun-
gen bis zu drei Monaten für die Zeit zwischen Be-
rufs-/Schulausbildung und Präsenz-/Zivildienst
unterbrechen den Bezug der Kinderzulage nicht.
Das Höchstalter des Kindes für die Gewährung der
Kinderzulage während der Berufs-/Schulausbil-
dung beträgt 25 Jahre.

Stand 2021
Kinderzulage für das 1. Kind ... € 81,44 pro Monat
Kinderzulage für das 2. Kind ... € 82,33 pro Monat
Kinderzulage für das 3. Kind ... € 86,96 pro Monat
und jedes weitere zu berück-
sichtigende Kind .................... € 90,09 pro Monat

Die Kinderzulage kann nur ein Anspruchsberechtigter
bzw eine Anspruchsberechtigte pro Haushalt bezie-
hen.

4. Überstundenteiler

Der Überstundenteiler beträgt für alle Arbeitnehmer bzw Arbeitnehmerinnen 1/173.

5. Reisegebührenregelung

Arbeitnehmern bzw Arbeitnehmerinnen werden vom
Arbeitgeber bzw von der Arbeitgeberin Reisegebüh-
ren vergütet, wenn folgende Umstände eintreten:
Dienstlich angeordnete bzw notwendige Fahrten im
Sinne der Aufgabenerfüllung mit dem Privat-PKW,
wenn die zurückgelegte Strecke zusätzlich zum Ar-
beitsweg anfällt bzw den täglichen Arbeitsweg verlän-
gert, werden mit dem amtlichen Kilometergeld von
derzeit € 0,42 vergütet.
Wegstrecken zu Außenstellen der Hauptdienststelle
werden zur Ableistung der Dienste laut Dienstplan
mit dem halben amtlichen Kilometersatz in Höhe von
€ 0,22, zusätzlich zur normalen Fahrkostenvergütung,
vergütet, wenn der Kilometeraufwand größer ist als
zur Hauptdienststelle.
Reisekosten für Reisen in andere Bundesländer oder
ins Ausland werden zu 100% laut Beleg ersetzt, sofern

vor Antritt der Reise diese bewilligt und das Reisemittel
mit dem bzw der direkten Vorgesetzten definiert wur-
de.
Nächtigungsgebühren für Reisen in andere Bundes-
länder oder ins Ausland werden zu 100% laut Beleg
ersetzt, sofern vor Antritt der Reise diese bewilligt
und das Quartier mit dem bzw der direkten Vorgesetz-
ten definiert wurde.
Ein voller Tagesverpflegungssatz kommt dann zur
Auszahlung, wenn der Aufenthalt außerhalb der Vor-
arlberger Landesgrenzenmehr als 10 Stunden beträgt
und keine Einladung vorliegt. Der Tagessatz in Höhe
von € 33,60 wird in 12/12 unterteilt, davon 2/12 für
Frühstück, 5/12 für Mittagessen und 5/12 für das
Abendessen. Ein teilweiser Tagessatz ist nicht vorgese-
hen.

6. Weitergeltung bestehender Vereinbarungen

Folgende vor Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages
abgeschlossene Vereinbarungen bleiben im Rahmen
der Regelungen des § 40 des Kollektivvertrages des
Österreichischen Roten Kreuzes auch weiterhin gültig:

1. Österreichisches Rotes Kreuz, Landesverband Vor-
arlberg

a) Betriebsvereinbarung über gleitende Arbeitszeit
Landesverband, in Kraft getreten am 01. 04. 2014

b) Betriebsvereinbarung über Arbeitszeitregelung
Blutbank, in Kraft getreten am 01. 01. 2016

c) Betriebsvereinbarung Abgeltung Sonderzahlung
bei der mobilen Blutaufbringung, in Kraft getreten
am 1. 4. 2014

d) Betriebsvereinbarung über die Auswahl der APK-
Vorsorgekasse AG – neu abgeschlossen, in Kraft
getreten am 1. 1. 2014

e) Betriebsvereinbarung Dienstjubiläen, in Kraft ge-
treten am 1. 1. 2014

f) Betriebsvereinbarung über Abgeltung Ersatzdiens-
te und Überstunden, in Kraft getreten am 1. 1. 2017

g) Betriebsvereinbarung über die Arbeitszeitregelung
im Rettungs- und Krankentransportdienst für Mitar-
beiterinnen undMitarbeiter die ab 1. 1. 2019 eintre-
ten oder per 1. 1. 2019 optiert sind, in Kraft getreten
am 1. 1. 2019

h) Betriebsvereinbarung über die Einführung neues
Gehaltssystem Rotes Kreuz Vorarlberg, in Kraft ge-
treten am 1. 1. 2019

i) Betriebsvereinbarung über die Einführung neuer
Modellstellen im Gehaltssystem Rotes Kreuz Vorarl-
berg, in Kraft getreten am 1. 1. 2020
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JETZT MITGLIED WERDEN!
Familienname ...............................................................................................  Vorname .......................................................................   ☐ Frau ☐ Herr

............................................... emanstrubeG................................................. letiT mutadstrubeG .............................

Straße/Haus-Nr. ...........................................................................................  PLZ/Wohnort ................................................................................................

Telefonisch erreichbar ................................................................................  E-Mail ............................................................................................................

☐ Angestellte/r ☐ Lehrling ☐ Werkvertrag ☐  igt ☐ Freier Dienstvertrag ☐ Selbstständig (Gewerbeschein)

☐   ☐ SchülerIn ☐ StudentIn ☐  igung ☐   ☐ FacharbeiterIn

Derzeitige Tätigkeit ................................................................... ☐   von/bis ............................................

 igt bei Firma (bzw. Schule/Universität) .......................................................................  Dienstort .....................................................................

  ..................................................................................................................................................................................................................................

Branche .................................................................................................................................................................................................................................. 

Höhe des monatlichen Beitrages: 

Der monatliche Mitgliedsbeitrag beträgt 1% des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag (siehe www.gpa.at/mitgliedsbeitrag), 

der jährlich angepasst wird. Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

☐ Ich willige ein, dass ÖGB, ÖGB Verlag und/oder VÖGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§107 TKG) kontaktieren 

dürfen, um über Serviceleistungen, etwa Aktionen für Tickets, Bücher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu 

übermitteln. Die Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden.

 endes bitte ankreuzen)

☐ BETRIEBSABZUG

 sbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingseinkommen abgezogen 

werden kann. Ich erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personen-

bezogenen Dat  szugehörigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehörigkeit, Eintritts-/und Austrittsdaten, 

Karenzzeiten, Präsenz-, Ausbildungs- und Zivildienstzeiten, Pensionierung und Adressänderungen) von meinem Arbeitgeber und von der 

  verarbeitet werden dürfen, wobei ich diese Einwilligung zum Betriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

☐ SEPA  (Bankeinzug)

Ich ermächtige die   einzuziehen. 

 en einzulösen. Ich kann innerhalb 

von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit 

meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsultimo.

☐ monatlich ☐ alle 2 Monate ☐ jedes Quartal ☐ 1/2 jährlich ☐  )

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wünsche oder aus dem Betrieb ausscheide oder der Abzug des 

  von 

meinem bekannt gegebenen Konto umzustellen.

IBAN BIC

.............................................................................................................................................

 

 ar

unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben. 

......................................................................................
 

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301,

E-Mail: service@gpa.at, ZVR 576439352, CID: AT48ZZZ00000006541  WerberIn-Mitgliedsnummer: .....................................................................



Der Schutz Ihrer persönlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. 

In dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie über die wich-

tigsten Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mitglieder-

verwaltung. Eine umfassende Information, wie der Österreichische 

 sbund (ÖGB)/GPA mit Ihren personenbezogenen 

Daten umgeht, fi nden Sie unter www.oegb.at/datenschutz

Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer Daten ist der Öster-

 sbund. Wir verarbeiten die umseits von 

Ihnen angegebenen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur für 

  und für die 

  bzw. solange noch Ansprüche aus 

  bestehen können. Rechtliche Basis der Daten-

  im ÖGB/GPA; soweit Sie dem 

Betriebsabzug zugestimmt haben, Ihre Einwilligung zur Verarbei-

tung der dafür zusätzlich erforderlichen Daten.

Die Datenverarbeitung erfolgt durch den ÖGB/GPA selbst oder 

 ragte und kontrollierte Auf-

tragsverarbeiter. Eine sonstige Weitergabe der Daten an Dritte 

erfolgt nicht oder nur mit Ihrer ausdrücklichen Zustimmung. Die 

Datenverarbeitung erfolgt ausschließlich im EU-Inland.

Ihnen stehen gegenüber dem ÖGB/GPA in Bezug auf die Ver-

 , 

Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung zu. 

Gegen eine Ihrer Ansicht nach unzulässige Verarbeitung Ihrer 

Daten können Sie jederzeit eine Beschwerde an die österreichische 

Datenschutzbehörde (www.dsb.gv.at) als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns über folgende Kontaktdaten:

  GPA

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Tel.: +43 (0)5 0301

E-Mail: service@gpa.at

 sbund

1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1 

Tel.: +43 (0)1 534 44-0

E-Mail: oegb@oegb.at 

 ragten erreichen Sie unter: 

 ragter@oegb.at

DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

ICH MÖCHTE MICH IN FOLGENDE INTERESSENGEMEINSCHAFTEN EINTRAGEN:

☐ IG PROFESSIONAL    ☐ IG FLEX    ☐ IG SOCIAL    ☐ IG IT    ☐ IG EXTERNAL    ☐ ☐ IG MIGRATION    ☐ IG EDUCATION

Dieses Service ist für mich kostenlos und kann 

jederzeit von mir widerrufen werden.

☐ Frau ☐ Herr Titel ........................................................................  

Familienname ...............................................................................................  Vorname ......................................................................................................

Straße/Haus-Nr. ...........................................................................................  PLZ/Wohnort ...............................................................................................

Berufsbezeichnung. .....................................................................................  Betrieb .........................................................................................................

Telefonisch erreichbar ................................................................................  E-Mail ...........................................................................................................

.........................................................................................................................

 

INTERESSENGEMEINSCHAFTEN DER GPA bringen 

Menschen mit ähnlichen Beru -uz nelamkrem  sf

 dnu negnurhafrE nov nehcs uat suA muZ .nemmas

Wissen, zum Diskutieren von Problemen, zum Suchen 

kompetenter Lösungen, zum Durchsetzen gemein-

samer berufl icher Interessen. 

Mit Ihrer persönlichen Eintragung in eine oder mehrere berufl iche 
 en

• erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder briefl ich) regel-

 negnudalniE dnu netätivitkA ,negeilnA rebü nenoitam rofnI gißäm

für Ihre Berufsgruppe; 

• können Sie Ihre berufl ichen Interessen auf direktem Weg in die 

-nie shciereb nehcnarB serhI negnul dnah rev    sgart revvitkelloK

bringen;

•  ,netkejorP na netiek hcilgöm sgnukriwtiM hcis eiS neßeilhcsre 

-na dnu neroF-tenretnI ,nengapmaK ,negnut lats na rev sgnudliB

deren für Ihre Berufsgruppe maßgeschneiderten Veran stal-

tungen, auch auf regionaler Ebene;

•   entwickelte be-

rufsspezifi  hcurps nA ni etkudorP dnu negnut sieltsneiD ehcs 

(Fachberatung auf regionaler Ebene, Bücher, Broschüren und 

andere Materialien);

• -fureb rerhI nelhaw tkeriD nehcsitarkomed na hcis eiS negilieteb 

 dnu enebE relanoiger eiwos enebesednuB fua gnut ertreV nehcil

nehmen dadurch Einfl  liche Meinungs-

.gnud iehcstnE dnu gnudlib

Nähere Infos dazu unter: www.gpa.at/interesse



KONTAKTADRESSEN  
DER GPA

Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301
E-Mail: service@gpa.at

GPA Service-Center 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Wien 
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

GPA Landesstelle Niederösterreich 
3100 St. Pölten, Gewerkschaftsplatz 1

GPA Landesstelle Burgenland 
7000 Eisenstadt, Wiener Straße 7

GPA Landesstelle Steiermark 
8020 Graz, Karl-Morre-Straße 32

GPA Landesstelle Kärnten 
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 44/4

GPA Landesstelle Oberösterreich 
4020 Linz, Volksgartenstraße 40

GPA Landesstelle Salzburg 
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straße 10

GPA Landesstelle Tirol 
6020 Innsbruck, Südtiroler Platz 14-16

GPA Landesstelle Vorarlberg 
6901 Bregenz, Reutegasse 11



ÖGB ZVR-Nr.: 576439352

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon +43 (0)5 0301-301, Fax +43 (0)5 0301-300
www.gpa.at ‑ E-Mail: service@gpa.at

DAS
GEWERK- 
SCHAFFEN
WIR!

Herausgeber: Gewerkschaft GPA, 1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1.
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes Ges.m.b.H., 1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1.
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